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UNTERNEHMER

1. BMF:
Aufteilung der Vorsteuerbetrage bei gemischten Umsatzen

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein Schreiben zur Aufteilung der Vorsteuerbetrdge bei
gemischten Umséatzen herausgegeben. Es hat dabei die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) aus
den Jahren 2016 und 2019 bertcksichtigt und als fir die Finanzverwaltung Uber den entschiedenen
Einzelfall hinaus bindend erklart. Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde in diesem Zusammenhang
geandert.

Wenn ein Unternehmer einen fir sein Unternehmen gelieferten, eingefiihrten oder innergemeinschaftlich
erworbenen Gegenstand oder eine in Anspruch genommene sonstige Leistung sowohl fir Umséatze
verwendet, die zum Vorsteuerabzug berechtigen, als auch fir Umséatze, die den Vorsteuerabzug
ausschlief3en, dann ist die Vorsteuer aufzuteilen.

Der BFH hatte im Jahr 2016 zur Aufteilung der Vorsteuerbetrage im Fall eines Blockheizkraftwerks
geurteilt. Im Jahr 2019 hatte er entschieden, welche Vorsteuerbetrdge aufteilbar sind. Das BMF hat die
Rechtsprechung des BFH tibernommen und erlautert diese im aktuellen Schreiben.

Hinweis: Das Schreiben ist in allen offenen Fallen anzuwenden. Es wird jedoch nicht beanstandet, wenn
sich Steuerpflichtige fir die bis zum 31.12.2022 bezogenen Leistungen auf die bisherigen Regelungen
berufen.

2. Gastronomie:
Anwendung des ermaliigten Steuersatzes bis 31.12.2023 verlangert

Die Corona-Pandemie ist fur Unternehmen eine grofRe finanzielle Herausforderung. Die Folgen fir das
Wirtschaftsleben sind gravierend. Besonders betroffen sind Gastronomiebetriebe. Durch das Dritte
Corona-Steuerhilfegesetz hatte der Gesetzgeber die Gewédhrung des ermalligten Umsatzsteuersatzes fur
erbrachte Restaurations- und Verpflegungsdienstleistungen (mit Ausnahme der Getrdnkeabgabe) tber
den 30.06.2021 hinaus befristet bis zum 31.12.2022 verlangert. Auch das Bundesfinanzministerium hatte
bereits in den Jahren 2020 und 2021 Schreiben zum ermafigten Umsatzsteuersatz fur Restaurations- und
Verpflegungsdienstleistungen veroffentlicht. Danach galt ein reduzierter Umsatzsteuersatz in der
Gastronomie befristet vom 01.07.2020 bis zum 31.12.2022.

Der Gesetzgeber hat diese Frist durch das Achte Gesetz zur Anderung von Verbrauchsteuergesetzen nun
ein weiteres Mal verlangert. Danach gilt die Anwendung des ermaligten Umsatzsteuersatzes in Hohe von
7 % fur erbrachte Restaurations- und Verpflegungsdienstleistungen jetzt Gber den 31.12.2022 hinaus
befristet bis zum 31.12.2023. Diese steuerlichen Erleichterungen hat die Finanzverwaltung mit aktuellem
Schreiben vom 21.11.2022 tbernommen und den zeitlichen Anwendungsbereich entsprechend aktualisiert.

Hinweis: Der reduzierte Steuersatz betrifft nur die Abgabe von Speisen. Die Abgabe von Getrénken ist
von dieser Regelung ausgenommen.
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3. Neues vom EuGH:
Direktanspruch in der Umsatzsteuer und Verzugszinsen

Der Européische Gerichtshof (EuGH) hat in einem aktuellen Urteil neben der Frage des Direktanspruchs bei
der Rickgangigmachung von unzutreffend ausgewiesener Umsatzsteuer auch zu deren mdglicher
Verzinsung Stellung genommen.

Nach der sogenannten Reemtsma-Rechtsprechung des EuGH kann ein Leistungsempfanger die
Erstattung einer rechtsgrundlos an den Leistenden gezahlten Umsatzsteuer direkt vom Fiskus verlangen
(sogenannter Direktanspruch). Nun hat sich der EuGH erneut mit der Thematik auseinandergesetzt.

Im Urteilsfall wurden Leistungen erbracht, die irrtimlich mit ungarischer Umsatzsteuer abgerechnet wurden.
Der Ort der Leistungen befand sich jedoch in Italien, da sich die Erbringung der Dienstleistungen auf ein in
Italien gelegenes Grundstiick bezog. Der Vorsteuerabzug des Leistungsempféngers wurde diesem in
Ungarn verwehrt, da die Steuer unzutreffend ausgewiesen wurde. Der leistende Unternehmer konnte
zivilrechtlich nicht in Anspruch genommen werden, da er zwischenzeitlich Privatinsolvenz angemeldet hatte.
Der Leistungsempféanger wandte sich daraufhin direkt an die Finanzverwaltung.

Der EuGH bejaht den Direktanspruch des Leistungsempfangers gegen die Steuerverwaltung und wertet den
Anspruch als normalen Vorsteueriiberhang. Er stellt klar, dass die unter Verstof3 gegen das Unionsrecht
erhobenen Steuerbetrage zuziglich Zinsen zu erstatten sind. Dem Steuerpflichtigen sei durch den
unzutreffenden Steuereinbehalt ein finanzieller Nachteil entstanden. Der EuUGH &uf3ert sich jedoch nicht zur
Hohe der Zinsen. Mangels einer entsprechenden Regelung in der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie liege
die Verantwortung hierfur bei den Mitgliedstaaten.

Hinweis: Ein anderes, beim EuGH noch anhangiges Verfahren, in dem es ebenfalls um die
Voraussetzungen eines direkten Erstattungsanspruchs gegen den Fiskus auf zu Unrecht an den leisten-
den Unternehmer gezahlte Umsatzsteuer geht, bringt méglicherweise mehr Klarheit zu den weiteren
Details eines solchen Anspruchs.

4. Liquidation:
EuGH urteilt zur Vorsteuerberichtigung

Der Europaische Gerichtshof (EuGH) hat zur Frage der Vorsteuerberichtigung bei der Liquidation eines
Unternehmens geurteilt.

Im Streitfall ging es um eine Gesellschaft mit Sitz in Litauen, die in der technisch-wissenschaftlichen
Forschung und deren praktischer Anwendung tatig ist. Seit Marz 2012 fihrte sie keine
mehrwertsteuerpflichtigen Lieferungen von Gegenstanden oder Dienstleistungen durch. In den Jahren 2012
und 2013 erwarb sie Gegenstande und Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Durchfiihrung eines von
der EU finanzierten Projekts, dessen Ziel es war, einen Prototyp eines medizinischen Diagnose- und
Uberwachungsgerats zu entwickeln und dieses Gerat dann auf den Markt zu bringen. Aus den erhaltenen
Eingangsrechnungen zog sie Vorsteuer in Hohe von ca. 90.000 €. Das Projekt wurde am 31.12.2013
abgeschlossen.
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Die Gesellschaft verwendete die Gegenstande und Dienstleistungen fir die Herstellung von immateriellen
und materiellen Investitionsgitern und beabsichtigte, diese im Rahmen ihrer kinftigen steuerpflichtigen
Tatigkeit zu verwenden. In den Jahren 2014 und 2015 erwirtschaftete die Gesellschaft Verluste. Auftrage
blieben aus und ihre innovativen wissenschaftlichen Aktivitdten erwiesen sich als unrentabel. Daher
beschloss der Alleingesellschafter, die Tatigkeit der Gesellschaft einzustellen, und beantragte im August
2015 die Liquidation. Die  Gesellschaft wurde  antragsgemall aus dem Register
der mehrwertsteuerpflichtigen Personen gestrichen. Strittig war, ob die damals gezogene Vorsteuer
i.H.v. 90.000 € zu berichtigen war.

Der EuGH hat entschieden, dass Unternehmen verpflichtet sind, die Vorsteuern fur den Erwerb von
Gegenstanden oder Dienstleistungen, die zur Herstellung von Investitionsgiitern bestimmt sind, in dem Fall
zu berichtigen, dass die hergestellten Investitionsgiter nicht im Rahmen steuerpflichtiger wirtschaftlicher
Tatigkeiten verwendet wurden und es auch nie werden, weil der Eigentimer oder Alleingesellschafter
entschieden hat, die Liquidation zu beantragen. Die Griinde - wie Zweifel an der Rentabilitdt der
beabsichtigten wirtschaftlichen Téatigkeit -, die die Entscheidung, die Liquidation zu beantragen, und folglich
die Einstellung der beabsichtigten steuerpflichtigen wirtschaftlichen Téatigkeit rechtfertigen kénnen, wirken
sich nicht auf die Verpflichtung des Unternehmens aus, die Vorsteuerabziige zu berichtigen, sofern das
Unternehmen endgiltig nicht mehr die Absicht hat, diese Investitionsguter fir steuerpflichtige Umsétze zu
verwenden.

Hinweis: Der EUGH grenzt den Sachverhalt eindeutig von dem Fall ab, dass wahrend der Liquidation
noch Gegenstande oder Dienstleistungen verkauft werden.

5. BEuGH:
Welche Kriterien muss ein Vertrag erfullen, damit er als Rechnung gelten kann?

Der Europaische Gerichtshof (EuGH) hat zu der Frage Stellung genommen, ob ein Vertrag als Rechnung
angesehen werden kann und welche Kriterien hierfir erfullt sein missen.

Im Streitfall ging es um eine Gesellschaft, die Eigentimerin eines Grundstiicks und eines Wohnhauses in
Slowenien war. Sie wollte an diesem Ort Neubauten errichten und schloss dazu mit Raiffeisen Leasing einen
Finanzierungsleasingvertrag (Sale-and-lease-back) ab. Danach verpflichtete sich Raiffeisen Leasing, das
Grundstiick zu einem Preis zu kaufen. Die Gesellschaft verpflichtete sich, die monatlichen Leasingraten bis
zur vollstdndigen Rickzahlung des Werts des Grundstiicks und der zu errichtenden Gebé&ude zu zahlen. Der
Mehrwertsteuerbetrag war in diesem Vertrag ausgewiesen. Raiffeisen Leasing stellte keine Rechnung aus
und fuhrte auch keine Mehrwertsteuer ab. Die Gesellschaft beanspruchte auf Grundlage des Vertrags den
Vorsteuerabzug, da sie der Ansicht war, dass es sich bei diesem Vertrag um eine Rechnung handele.

Der Vorsteuerabzug wurde von der slowenischen Finanzverwaltung abgelehnt, da der vom Vertrag umfasste
Umsatz steuerfrei sei. Zugleich stellte die Verwaltung fest, dass Raiffeisen Leasing die Mehrwertsteuer
bislang noch nicht entrichtet habe, und forderte diese nun auf, Zinsen auf die Steuerschuld zu zahlen.
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Der Oberste Gerichtshof der Republik Slowenien wollte vom EuGH wissen, ob ein
Finanzierungsleasingvertrag, nach dessen Abschluss die Parteien keine Rechnung ausgestellt haben, als
Rechnung angesehen werden kann und welche Angaben dieser Vertrag zwingend enthalten muss, damit er
als Rechnung gilt.

Nach Auffassung des EuGH kann ein Finanzierungsleasingvertrag, nach dessen Abschluss keine Rechnung
ausgestellt wurde, als Rechnung im Sinne der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie angesehen werden. Der
Vertrag muss neben der ausgewiesenen Mehrwertsteuer alle Angaben enthalten, die erforderlich sind, damit
die Steuerverwaltung feststellen kann, ob die materiellen Voraussetzungen fiir den Vorsteuerabzug im
konkreten Fall erfillt sind.

Hinweis: Dieses Urteil ist fur die deutsche Regelung interessant. Denn auch in Deutschland ist es
ublich, dass ein Vertrag in bestimmten Konstellationen als Rechnung dient (z.B. Mietvertrag). Sofern
nicht alle Pflichtangaben im Sinne des Umsatzsteuergesetzes enthalten sind, missen sich diese aus
anderen Unterlagen ergeben. Der Vertrag muss dann einen Hinweis auf diese Unterlagen enthalten.

6. Neues vom BMF:
Vorsteuerberichtigung bei Vorsteuersaldierung

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein  Schreiben zur Vorsteuerberichtigung bei
Vorsteuersaldierung herausgegeben. In diesem Zusammenhang wurde der
Umsatzsteuer-Anwendungserlass geéndert.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte mit Urteil vom 01.02.2022 entschieden, dass eine Vorsteuerberichtigung
einen urspringlichen Vorsteuerabzug voraussetze. Letzterer konne sich in Fallen eines
Reverse-Charge-Verfahrens - bei diesem schuldet der Leistungsempfanger anstelle des leistenden
Unternehmers die Umsatzsteuer auf die Eingangsleistung - aus der Saldierung der Umsatzsteuer nach
§ 13b Abs. 2 Satz 1 Umsatzsteuergesetz (UStG), alte Fassung, mit dem Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 UStG ergeben.

Das BMF nimmt in seinem aktuellen Schreiben auf die BFH-Rechtsprechung Bezug und vertritt die
Auffassung, dass neben den vom BFH entschiedenen Féllen eines Ubergangs der Steuerschuldnerschaft
und einem korrespondierenden Vorsteuerabzug auch andere Falle denkbar sind. Es fihrt hier
beispielsweise den innergemeinschaftlichen Erwerb mit einem korrespondierenden Vorsteuerabzug an.
Zudem stellt das BMF klar, dass die Entscheidung alle Vorsteuerberichtigungen nach 8§ 15a UStG betrifft und
nicht nur - wie vom BFH entschieden - die nach Absatz 1.

Hinweis: Die Grundsétze dieses Schreibens sind in allen offenen Fallen anzuwenden.

7. Vorsteuervergitungsverfahren:
Verzeichnisse der Drittstaaten aktualisiert

Unternehmer aus Drittstaaten kdnnen sich die in Deutschland gezahlte Umsatzsteuer riickerstatten lassen,
wenn der Drittstaat keine Umsatzsteuer erhebt oder deutschen Unternehmern die dort gezahlte
Umsatzsteuer erstattet (Gegenseitigkeit).
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Das Bundesfinanzministerium hat mit Schreiben vom 09.11.2022 die Verzeichnisse der Drittstaaten, mit
denen die Gegenseitigkeit besteht bzw. nicht gegeben ist, aktualisiert. Es ersetzt die Gegenseitigkeitslisten
vom 15.03.2021.

Die Anderungen beruhen auf der Feststellung, dass die Gegenseitigkeit mit den Palastinensischen
Gebieten seit dem 14.07.1998 gegeben ist. Die Erganzungen und Anderungen wurden durch Randstriche
im Schreiben kenntlich gemacht. Die Regelungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses wurden in diesem
Zusammenhang angepasst.

Hinweis: Die Grundsétze dieses Schreibens sind in allen offenen Fallen anzuwenden. Das Schreiben
wird im Bundessteuerblatt Teil | veroffentlicht.

8. Kirchensteuer:
Erstattungstuberhang muss immer versteuert werden

Kirchensteuerzahlungen kénnen in der Einkommensteuererklarung als Sonderausgaben abgesetzt werden,
so dass sie sich steuermindernd auswirken. Wird einem Steuerzahler in einem Veranlagungszeitraum mehr
Kirchensteuer erstattet als er zahlt, fihrt dieser sogenannte Erstattungstiberhang zu einem
Hinzurechnungsbetrag (,negative Sonderausgaben®), so dass sich der Gesamtbetrag der Einkiinfte des
Steuerzahlers im Erstattungsjahr erhoht. Der Erstattungsiiberhang wird also als Einkommen versteuert.

Was eigentlich eine Vereinfachungsregelung sein soll, kann fiir den Steuerzahler zu erheblichen Harten
fuhren, wenn Kirchensteuer erstattet wird, die sich im Jahr der urspriinglichen Zahlung gar nicht
steuermindernd ausgewirkt hat. Ein Extremfall lag jetzt dem Bundesfinanzhof (BFH) zur Entscheidung vor:
Ein GmbH-Gesellschafter hatte im Jahr 2009 Kirchensteuer in Hohe von 508.768 € vorausgezahlt. Sein
Einkommensteuerbescheid 2009 erging im Jahr 2012 mit einem Gesamtbetrag der Einkiinfte unterhalb des
Grundfreibetrags, so dass sich die Kirchensteuerzahlungen nicht als Sonderausgaben steuermindernd
auswirken konnten.

Der Steuerbescheid fuihrte zu einer Erstattung der Kirchensteuer im Jahr 2012. In diesem Jahr, in dem der
Gesellschafter keine neuen Kirchensteuerzahlungen geleistet hatte, kam es dann zum steuerlichen
Dilemma: Das Finanzamt erfasste die Kirchensteuererstattung im Einkommensteuerbescheid 2012 in voller
Hohe als Erstattungstiberhang, so dass die Einkommensteuer um mehrere Hunderttausend Euro erhoht
wurde. Der Gesellschafter klagte dagegen, scheiterte jedoch vor dem BFH. Die Bundesrichter urteilten, dass
die Besteuerung eines Erstattungstiberhangs auch dann rechtens ist, wenn sich die erstattete Kirchensteuer
im Jahr ihrer urspringlichen Zahlung nicht steuermindernd ausgewirkt hat.

Weiter wiesen sie darauf hin, dass ein Kirchensteuererstattungsiiberhang auch dann versteuert werden
muss, wenn der Steuerzahler im Erstattungsjahr - wie im vorliegenden Fall - keine Kirchensteuer gezahlt hat.
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9. Aktualisierte Vordruckmuster:
Nachweis der Eintragung als Steuerpflichtiger

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat das Vordruckmuster fir den Nachweis der Eintragung als
Steuerpflichtiger
(Unternehmer) neu bekanntgegeben.

Unternehmen, die in Deutschland ansassig sind und die fir die Vergutung von Vorsteuerbetrdgen in
einem Drittstaat eine Bestéatigung ihrer Unternehmereigenschaft bzw. fir Zwecke der umsatzsteuerlichen
Registrierung im Ausland eine Bestétigung ihrer umsatzsteuerlichen Erfassung bendtigen, erhalten auf
Antrag bei dem fir sie zustdndigen Finanzamt eine entsprechende Bescheinigung. Das Finanzamt hat fir
diese Bescheinigung das Vordruckmuster USt 1 TN als Nachweis der Eintragung als Steuerpflichtiger
(Unternehmer) zu verwenden.

Das BMF bezieht sich in seinem aktuellen Schreiben explizit auf die Anderungen im Vordruckmuster. Es wird
nunmehr die Aufnahme des Datums der umsatzsteuerlichen Registrierung des Unternehmers
beriicksichtigt, da dieses Datum von einigen Drittstaaten benétigt wird. Die anderen Anderungen sind
redaktioneller oder drucktechnischer Art.

Hinweis: Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde in diesem Zusammenhang geandert.

10.Entwurf eines BMF-Schreibens:
Umsatzbesteuerung der 6ffentlichen Hand

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat am 25.10.2022 den Entwurf eines Schreibens zur
Umsatzbesteuerung der 6ffentlichen Hand herausgegeben. Anhand der Struktur juristischer Personen
des offentlichen Rechts (jP6R), die sowohl wirtschaftlich als auch nichtwirtschaftlich tatig sein kénnen,
ergeben sich Anwendungsfragen zum Vorsteuerabzug. Der Entwurf geht auf den Vorsteuerabzug in
verschiedenen Konstellationen ein und schafft Vereinfachungsregelungen fir die 6ffentliche Hand.

Infolge der Neuregelung gelten jPOR, die den allgemeinen Unternehmerbegriff des Umsatzsteuergesetzes
erflllen, nicht als Unternehmer, soweit sie Tatigkeiten ausiiben, die ihnen im Rahmen der 6ffentlichen
Gewalt obliegen. Dies setzt voraus, dass eine Behandlung der jP6R als Nichtunternehmer nicht zu grol3eren
Wettbewerbsverzerrungen fihren wiirde. Diese besondere Aufgaben- und Tatigkeitsstruktur der jPOR als
umsatzsteuerlicher Unternehmer mit einer umfangreichen nichtwirtschaftlichen Tatigkeit im engeren Sinne
macht besondere Regelungen beim Vorsteuerabzug erforderlich.

Das BMF setzt sich daher insbesondere mit der Zuordnung von Eingangsleistungen zum Unternehmen,
der Aufteilung von Vorsteuerbetrdgen (Einnahmeschliissel, Regelungen fur Grundstiicke, pauschaler
Vorsteuersatz) und mit Besonderheiten der Organisationseinheiten der Gebietskérperschaften Bund und
Lander auseinander.
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Hinweis: Durch das Steueranderungsgesetz 2015 wurden die Regelungen zur Unternehmereigenschaft
von jPOR neu gefasst. Die Anderungen traten am 01.01.2017 in Kraft. Die Neuregelung wurde von einer
Ubergangsregelung begleitet, auf deren Grundlage eine jP6R dem Finanzamt gegeniiber erklaren
konnte, das bisherige Recht fur samtliche vor dem 01.01.2021 ausgefiihrte Leistungen weiterhin
anzuwenden. Durch das (erste) Corona-Steuerhilfegesetz wurde die Ubergangsregelung erganzt, so
dass diese Erklarung auch fur Leistungen gilt, die nach dem 31.12.2020 und vor dem 01.01.2023
ausgefuhrt werden, es sei denn, diese Erklarung ist widerrufen worden.

11.Taxischein:
Ortskundeprufung kann umsatzsteuerfrei durchgefihrt werden

Vortrage, Kurse und andere Veranstaltungen wissenschaftlicher oder belehrender Art sind
umsatzsteuerfrei, wenn sie beispielsweise von juristischen Personen des o&ffentlichen Rechts, von
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, von Volkshochschulen oder von Einrichtungen durchgefihrt
werden, die dem Zweck eines Berufsverbands dienen. Das Umsatzsteuergesetz setzt aber voraus, dass die
Einnahmen aus den Prifungen tiberwiegend zur Deckung der Kosten verwendet werden.

Ein Berufsverband hat sich kirzlich vor dem Bundesfinanzhof (BFH) auf diese Umsatzsteuerbefreiung fur
von ihm durchgefiihrte Ortskundeprifungen fur angehende Taxifahrer berufen. Die Prifung war
Voraussetzung, um eine Erlaubnis zur Fahrgastbeférderung mit Taxen zu erhalten. Das zustandige
Finanzamt ging nach einer Umsatzsteuer-Sonderprifung davon aus, dass Ortskundeprifungen eine
umsatzsteuerpflichtige Leistung sind. Nach Ansicht der Behorde konnte nur die vorhergehende Schulung der
Taxifahrer umsatzsteuerfrei sein, nicht jedoch die Priifungsleistung als solche, weil mit ihr keine Kenntnisse
und Fahigkeiten mehr vermittelt werden.

Der BFH war jedoch anderer Ansicht und gestand dem Berufsverband die fur Vortrags- und Kursleistungen
bestehende Umsatzsteuerbefreiung zu. Die Bundesrichter urteilten, dass die Ortskundeprifung eine
SchulungsmalBhahme mit direktem Bezug zu einem Beruf ist und daher nach EU-Recht steuerfrei
belassen werden muss. Sie stellt sich als Schlusspunkt und notwendiger Bestandteil einer
Schulungsmaflinahme zum Beruf des Taxisfahrers dar. Auch waren die Einnahmen vom Berufsverband
Uberwiegend zur Kostendeckung eingesetzt worden, da sich die Gebiihren aus einer Gebthrenordnung
ergeben hatten, deren Gebihrensétze lediglich zur Deckung von Personal- und Sachaufwand kalkuliert
worden waren.

12.Firmenwagen:
Muss fur jeden Firmenwagen eine private Nutzung versteuert werden?

Wenn Sie lhren Firmenwagen auch privat nutzen, haben Sie zwei verschiedene Mdglichkeiten, den
geldwerten Vorteil der privaten Nutzung zu ermitteln. So kann zum einen ein Fahrtenbuch gefiihrt werden.
Wenn Sie allerdings kein Fahrtenbuch fihren mochten, kann auch die vereinfachte Ermittlung anhand der
1-%-Regelung erfolgen. Aber muss eigentlich fir jeden Firmenwagen ein geldwerter Vorteil versteuert
werden? Das Finanzgericht Minster (FG) musste dariiber im Streitfall entscheiden.
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Zum Haushalt der miteinander verheirateten Klager gehorten in den Streitjahren zwei volljahrige Kinder. Im
Privatvermdgen hielten die Klager drei Pkws, die vor allem von den Kindern genutzt wurden. Auf dem
Grundstiick der Familie befand sich neben dem Wohnhaus auch ein vom Klager nebenberuflich gefuhrter
Gartenbaubetrieb. Hauptberuflich war der Klager aber anderweitig als Arbeithehmer beschéftigt. Die Klagerin
arbeitete auf Minijobbasis im Betrieb des Klagers. Im Betriebsvermégen befanden sich unter anderem ein
BMW X3 und ein Ford Ranger, fir die keine Fahrtenbiicher gefuhrt wurden. Die Privatnutzung des BMW
wurde nach der 1-%-Regelung versteuert. Fir den Ford Ranger setzte der Klager keinen
Privatnutzungsanteil an. Dieser fungiere als Zugmaschine und misse den Mitarbeitern im Betrieb
arbeitstaglich permanent zur Verfigung stehen. Privat werde er nicht genutzt. Das Finanzamt sah dies
jedoch anders.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war erfolgreich. Nach allgemeiner Lebenserfahrung wirden
betriebliche Fahrzeuge, die zu privaten Zwecken zur Verfiigung stiinden, immer auch privat genutzt.
Dafur spreche der sogenannte Beweis des ersten Anscheins. Dieser kdnne allerdings durch den
sogenannten Gegenbeweis auch entkraftet oder erschittert werden. Zwar sei der Ford Ranger
unzweifelhaft grundsétzlich auch zum privaten Gebrauch geeignet. Allerdings habe der Klager eine
private Nutzung entkré&ftet. Er habe nachvollziehbar vorgetragen, dass seine Familie den Ford schon
aufgrund seiner Grof3e nicht privat genutzt habe. Auch habe er dargelegt, dass der Ford wegen seiner
Zugkraft permanent im Betrieb eingesetzt worden sei. Zudem musse beriicksichtigt werden, dass der Klager
seine gewerbliche Tatigkeit nur nebenberuflich ausgetibt habe und daher den Ford nicht den ganzen Tag
Uber selbst genutzt haben kdnne. Auch das Finanzamt habe keine Umstande vorgetragen, die eine
Privatnutzung des Ford belegt hatten. Daher sei fir dieses Fahrzeug keine Privatnutzung zu ermitteln.

Hinweis: Sie haben Fragen zu den Anforderungen an ein Fahrtenbuch? Wir informieren Sie gern.

13.Gewerbesteuerzerlegung:
Wie wird die Gewerbesteuer verteilt?

Wenn Sie ein Gewerbe betreiben, mussen Sie fur die erzielten Gewinne auch Gewerbesteuer zahlen. Die
Gewerbesteuer flieRt der Gemeinde zu, in der lhr Gewerbe gemeldet ist. Wenn sich lhr Betrieb tber
mehrere Gemeinden erstreckt, mdchte natirlich jede Gemeinde einen Teil Ihrer Gewerbesteuer erhalten.
Aber wie kann eine gerechte Verteilung erfolgen? So wird als Zerlegungsmalfistab das Verhéltnis der
Summe der Arbeitsldhne, die an die bei allen Betriebsstatten beschaftigten Arbeithnehmer gezahlt wurden, zu
den Arbeitsldhnen, die an die bei den Betriebsstatten der einzelnen Gemeinden beschaftigten Arbeitnehmer
gezahlt wurden, herangezogen. Aber wie ist es, wenn an einer Betriebsstatte kein Arbeitslohn gezahit wird?
Das Finanzgericht Niedersachsen (FG) musste dariiber entscheiden.

Die Klagerin ist eine kommunale Gebietskorperschaft im Landesgebiet von N. In der Kiistenregion von N, die
nicht an das Gebiet der Klagerin angrenzt, betreibt X innerhalb der Zwolf-Seemeilen-Zone einen Windpark.
Fur diesen erlieR das Finanzamt einen Gewerbesteuermessbetragsbescheid. Darin sah es die
Voraussetzungen fir eine Gewerbesteuerzerlegung als erfillt an und erliel3 einen entsprechenden
Zerlegungsbescheid. Darin wurde berlcksichtigt, dass X keine Arbeitsléhne gezahlt hatte. Fur den Sitz der
Klagerin bertcksichtigte das Finanzamt einen fiktiven Mitunternehmerlohn. Den Zerlegungsanteil, der auf die
Arbeitsléhne entfiel, wies es in voller Hohe der Klagerin zu.
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Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. In dem angefochtenen Zerlegungsbescheid
habe das Finanzamt zu Recht neben der Kléagerin N als Hebeberechtigten hinsichtlich des fur
X festgesetzten Gewerbesteuermessbetrags angesehen. Wer hebeberechtigte Gemeinde fir einen
festgesetzten Gewerbesteuermessbetrag ist, regelt das Gesetz. Darin gibt es auch eine
Vorschrift zu gemeindefreien Gebieten. Bei dem von X betriebenen Windpark handelt es sich um eine
Betriebsstatte nach dem Gewerbesteuergesetz. Dagegen spricht auch nicht, dass dort kein Personal
eingesetzt  wird. Die  vom Finanzamt  vorgenommene  Zerlegung des festgesetzten
Gewerbesteuermessbetrags war zutreffend.

Hinweis: Sie haben Fragen zur Gewerbesteuer? Wir beantworten sie Ihnen gerne.

ARZTE UND HEILBERUFE

14.Erwerbscharakter Uberwiegt:
Kind in Facharztausbildung l6st keinen Kindergeldanspruch aus

Eltern erhalten fur ein volljdhriges Kind noch bis zu dessen 25. Geburtstag Kindergeld, wenn das Kind
wahrend dieser Zeit noch fiir einen Beruf ausgebildet wird. Wird eine solche Berufsausbildung innerhalb
eines Arbeits- oder Dienstverhaltnisses absolviert, wird diese nach der hdchstrichterlichen Rechtsprechung
kindergeldrechtlich nur anerkannt, wenn der Ausbildungscharakter im Vordergrund steht und nicht die
Erbringung bezahlter Arbeitsleistung (dies ware der Erwerbscharakter).

Unter Ruckgriff auf diese Grundsdtze hat der Bundesfinanzhof (BFH) jetzt entschieden, dass fir ein
volljahriges Kind kein Kindergeldanspruch mehr besteht, wenn es sich in einer Vorbereitungszeit zur
Erlangung der Facharztqualifikation befindet. Im Entscheidungsfall hatte eine volljahrige Tochter im
Dezember 2020 ihr Medizinstudium abgeschlossen und im Januar 2021 eine Facharztweiterbildung
(Weiterbildung zur Kinderérztin) mit einer regelméRigen wochentlichen Arbeitszeit in einer Klinik von 42
Stunden angenommen. Die Weiterbildung sollte mindestens 60 Monate andauern. Die Familienkasse
erkannte der Mutter den Kindergeldanspruch fur die Zeit der Facharztweiterbildung ab und vertrat den
Standpunkt, dass die Tochter in dieser Zeit keine Berufsausbildung im kindergeldrechtlichen Sinne
mehr absolvierte, da der Erwerbscharakter tiberwog.

Der BFH folgte dieser Einschatzung und entschied, dass bei Gesamtbetrachtung des Dienstverhaltnisses
der Ausbildungscharakter hinter den Erwerbscharakter zuriickgetreten war. Die Tochter hatte in der Klinik
bereits ihre Qualifikation als Arztin eingesetzt. Die reinen Ausbildungsinhalte hatten sich zudem auf ein
jahrliches Gesprach mit dem anleitenden Arzt sowie Weiterbildungskurse von 80 Stunden (verteilt tGber 60
Monate) beschrénkt. Auch aus der Weiterbildungsordnung ergab sich, dass die arztliche Téatigkeit weit
starker im Vordergrund stand als die Ausbildung.

In dem Besprechungsfall sollte die Qualifikation zur Fachérztin ganz Uberwiegend aufgrund der praktischen
Erfahrung aus der arztlichen Tatigkeit und nur in geringerem Umfang durch die Vermittlung von
theoretischem Wissen und Methodenkompetenz erworben werden. Hinzu kam, dass die junge Arztin ihrem
Arbeitgeber ihre &rztliche Arbeitsleistung schuldete und die Entlohnung kein blo3es Ausbildungsgehalt war.

-10 -
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ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

15.Anhebung des Werbungskosten-Pauschbetrags:
Wie kdnnen Sie als Arbeitnehmer profitieren?

Seit dem 01.01.2022 koénnen Arbeitnehmer in ihrer Einkommensteuererklarung jahrlich einen
Werbungskosten-Pauschbetrag von 1.200 € zum Abzug bringen. Zuvor lag die Pauschale bei 1.000 €.
Das Finanzamt zieht diesen Betrag im Einkommensteuerbescheid automatisch vom Arbeitslohn ab, sofern
keine htheren Werbungskosten geltend gemacht wurden. Quittungen oder Belege muss der Arbeitnehmer
hierfir nicht vorlegen. Die Pauschale mindert das zu versteuernde Einkommen und soll jegliche Kosten ab-
decken, die aufgrund der Berufstatigkeit angefallen sind. Wie hoch die steuerentlastende Wirkung des
Pauschbetrags ist, hangt unter anderem von der Hohe des individuellen Steuersatzes ab: Geringverdiener,
die einen niedrigen Steuersatz haben, erhalten durch die Anhebung eine geringere Steuerentlastung als
Besserverdiener mit einem hohen Steuersatz.

Von der Anhebung profitieren zudem nur Arbeitnehmer, deren tatséchliche Werbungskosten unterhalb der
neuen Pauschale liegen. Wer beispielsweise einen sehr kurzen Arbeitsweg hat und deshalb nur eine niedri-
ge Entfernungspauschale abrechnen kann, erreicht haufig mit seinen tatsachlichen Werbungskosten nicht
die Hohe des Pauschbetrags, so dass sich fir ihn die Anhebung steuerlich voll auswirkt. In diesem Fall
betragt die Mindersteuer zwischen 28 € und 84 € pro Jahr - je nach individuellem Steuersatz.

Wer einen Arbeitsweg von mindestens 20 Kilometern hat (einfache Entfernung), liegt mit seinen
tatsachlichen Werbungskosten in der Regel schon tber dem neuen Pauschbetrag. Sind Arbeitnehmer im
Homeoffice tétig, fliel3st eine Homeoffice-Pauschale von bis zu 600 € pro Jahr (ab 2023: 1.000 €) in die
tatséchlichen Werbungskosten ein. Sofern in einem anerkannten hauslichen Arbeitszimmer gearbeitet wird,
lassen sich sogar Raumkosten von mindestens 1.250€ pro Jahr abziehen. Zu den weiteren
Werbungskosten zahlen unter anderem die Aufwendungen fur Arbeitsmittel, Fortbildungen und Dienstreisen
sowie Gewerkschaftsbeitrage.

Hinweis: Wer jedes Jahr mit seinen tatséchlichen Werbungskosten konstant unter der Marke von
1.200 € bleibt, erzielt also keinen steuerlichen Mehrwert. Fir Arbeitnehmer ist es steuerlich deshalb
haufig sinnvoll, berufliche Kosten jahresweise zusammenzuballen, um die 1.200-€-Schwelle quasi mit
Anlauf zu tberspringen. Wer in einem Jahr maoglichst viele und im Folgejahr moglichst geringe berufliche
Kosten produziert, kann im ,Ausgabejahr® die 1.200-€-Schwelle Uberwinden und seine tatsachlichen
Kosten abrechnen und im ,Sparjahr* dann den Pauschbetrag einstreichen, ohne dass ihm tatséchlich
Kosten entstanden sind. Zeichnet sich in einem Jahr ab, dass die Aufwendungen die 1.200-€-Marke
nicht erreichen, sollten zusétzliche berufliche Ausgaben auf das néchste Jahr verschoben werden, denn
dann besteht die Chance, dass sie sich zusammen mit anderen Werbungskosten steuerlich auswirken.
Haben die Kosten eines Jahres hingegen bereits die 1.200-€-Schwelle erreicht, kbnnen Arbeitnehmer
vor dem Jahresende noch schnell nachlegen und berufliche Anschaffungen vorziehen.

-11 -
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16.Werbung fur Arbeitgeber:
Arbeitnehmer erzielen lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn

Auch Arbeitgeber haben ein Interesse daran, dass ihre Arbeithehmer mdglichst viel ,Netto* von ihrem
Bruttolohn herausbekommen und die einbehaltenen Sozialabgaben und Steuern moglichst gering ausfallen.
Um die Abzugsbetrage (insbesondere die Lohnsteuer) zu mindern, wird haufig versucht, steuerfreie Lohn-
bestandteile in das Entlohnungsmodell einzubauen, wie beispielsweise Kita-Zuschisse, Leistungen zur
Gesundheitsforderung oder Vorteile aus der Uberlassung von betrieblichen Handys und PCs zur privaten
Nutzung. Eine weitere Strategie besteht darin, zwischen den Arbeitsparteien eine Sonderrechtsbeziehung
(z.B. ein Mietverhaltnis) aufzubauen, um die dann auf dieser Grundlage erfolgenden (Miet-)Zahlungen dem
Lohnsteuerabzug zu entziehen und gegebenenfalls geltende Freibetrage auszuschopfen.

Einen solchen Versuch hat auch ein mittelstindisches Unternehmen aus Nordrhein-Westfalen
unternommen, indem es seinen Mitarbeitern ein Entgelt dafiir zahlte, dass sie an ihrem privaten Pkw einen
Kennzeichenhalter mit Werbung des Arbeitgebers anbrachten. Zugrunde lag diesen Zahlungen ein
.Mietvertrag Werbeflache", der auf die Dauer des Arbeitsverhaltnisses befristet war und von jeder
Vertragspartei mit einer Frist von zwei Monaten gekindigt werden konnte. Die Mitarbeiter erhielten fur ihre
~Werbeleistungen“ ein jahrliches Entgelt in H6he von 255 €. Der Arbeitgeber behandelte die Zahlung als
sonstige Einkiunfte und behielt keine Lohnsteuer ein. Da fir sonstige Einkiinfte ein Freibetrag von 256 € pro
Jahr qilt, hatten die Arbeitnehmer die Zahlungen auch spater nicht in ihrer Einkommensteuererklarung
versteuern missen, so dass sich ein maximaler Steuerspareffekt eingestellt hitte.

Das Finanzamt stufte die Zahlungen nach einer Lohnsteuer-AuR3enpriifung jedoch als steuerpflichtigen
Arbeitslohn ein und nahm den Arbeitgeber fur nicht entrichtete Lohnsteuer in Haftung. Der Arbeitgeber
argumentierte, dass die Zahlungen nicht aufgrund des Arbeitsverhéltnisses geleistet wurden, sondern
aufgrund einer separaten ,\Werbebeziehung”.

Der Bundesfinanzhof stufte die Lohnsteuernachforderung jedoch als rechtmafig ein und entschied, dass das
bezogene Entgelt steuerpflichtiger Arbeitslohn war. Zwar fuhrt nicht jede Zahlung eines Arbeitgebers an
seine Arbeitnehmer zwangslaufig zu Arbeitslohn, so dass Arbeitsparteien neben dem Arbeitsvertrag auch
weitere  eigenstdndige Vertrdge abschlieBen kdénnen. Kommt diesen Vertragen allerdings
kein eigenstandiger wirtschaftlicher Gehalt zu, kann es sich nach Gerichtsmeinung insoweit nur um eine
weitere Arbeitslohnzahlung handeln. Bei den Werbemietvertrdgen fehlte es an einem eigenstandigen
wirtschaftlichen Gehalt, da die Laufzeit der Vertrdge an die Arbeitsvertrage geknipft war und fir die
Bemessung des Entgelts ersichtlich nicht der erzielbare Werbeeffekt maf3geblich gewesen war, sondern die
Steuerfreigrenze fir sonstige Einkiinfte.

-12 -
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17.Dienstwagen:
Selbstgezahlte Sonderausstattung mindert den Nutzungsvorteil

Beteiligt sich ein Arbeitnehmer an den Anschaffungskosten seines privat mitgenutzten Dienstwagens,
kann er diese Zuzahlung von seinem zu versteuernden Nutzungsvorteil abziehen. Eine Kostenbeteiligung ist
haufig ein Weg, um den Dienstwagen mit zuséatzlicher Sonderausstattung zu versehen, die der
Arbeitgeber selbst nicht bezahlt hatte.

Ist die Zuzahlung héher als der Nutzungsvorteil im Zahlungsjahr, kann ein verbleibender Restbetrag sogar in
den folgenden Jahren in Abzug gebracht werden. Zahlt ein Arbeitnehmer beispielsweise 5.000 € zu, um
seinen Dienstwagen mit einem Soundsystem oder Komfortpaket auszustatten und liegt sein Nutzungsvorteil
bei 3.600 € pro Jahr, muss er im Zahlungsjahr zunéchst gar keinen geldwerten Vorteil versteuern, im
Folgejahr entsteht ihm nur ein Vorteil von 2.200 € (3.600 € abziglich Restbetrag aus dem Vorjahr von
1.400 €).

Hinweis: Der Arbeitnehmer darf seine Zuzahlung auch in Raten - sogar Uber mehrere Jahre verteilt - an
das Autohaus zahlen. Der geldwerte Vorteil kann in diesem Fall auf gleiche Weise gemindert werden.

Sofern der Arbeitgeber die Zuzahlungen nicht bereits beim Lohnsteuereinbehalt gegengerechnet hat, kann
der Arbeitnehmer den Abzug in seiner Einkommensteuererklarung beantragen. Unerheblich ist, ob der
Nutzungsvorteil fir die private Dienstwagennutzung zuvor nach der 1-%-Methode oder nach der
Fahrtenbuchmethode ermittelt worden ist. Bei der Fahrtenbuchmethode spielen die Finanzamter allerdings
nur mit, wenn die ungekirzte Abschreibung des Dienstwagens zuvor in die Kfz-Gesamtkosten und somit in
den ermittelten Nutzungsvorteil eingeflossen ist.

Hinweis: Zahlen Arbeitnehmer ihrem Arbeitgeber ein Nutzungsentgelt dafiir, dass sie den Dienstwagen
privat fahren durfen, lassen sich diese Zuzahlungen ebenfalls vom geldwerten Vorteil abziehen. Die
Finanzdmter akzeptieren den Abzug beispielsweise, wenn das Nutzungsentgelt pauschal (z.B. 200 € pro
Monat) oder nach der tatsdchlichen Nutzung des Dienstwagens (z.B. 0,20 € pro privat gefahrenem
Kilometer) bemessen wird oder der Arbeitnehmer die Leasingraten des Dienstwagens ubernimmt.
Abziehbar sind ferner einzelne selbstgetragene Kosten fiir den Dienstwagen, zum Beispiel fur Kraftstoff,
Kfz-Versicherung oder Autowéasche. Bei Nutzung der Fahrtenbuchmethode dirfen Zuzahlungen aber nur
vom Vorteil abgezogen werden, wenn die vom Arbeitnehmer selbst getragenen Kosten zuvor in die Kfz-
Gesamtkosten eingerechnet worden sind.

18.Lohnsteuernachforderung:
Kann zu wenig einbehaltene Lohnsteuer beim Arbeitnehmer abgezogen werden?

Als Arbeitgeber missen Sie die Lohnsteuer fir Ihre Arbeitnehmer einbehalten. Wenn Sie Arbeitnehmer sind,
fahrt Ihr Arbeitgeber die Lohnsteuer fur Sie ab. In der Regel erfolgt die Abrechnung mittels eines
Programms, dass die zutreffende Lohnsteuer ermittelt. Eine Au3enprifung beim Arbeitgeber kann jedoch
zu dem Ergebnis flihren, dass zu wenig Lohn des Arbeithehmers der Lohnsteuer unterworfen wurde
und daher nachzuversteuern ist. Im Streitfall sollte dies Uber die Einkommensteuererkldrung des
Arbeitnehmers erfolgen. Dieser wollte das jedoch nicht hinnehmen, so dass das Finanzgericht
Niedersachsen (FG) im Streitfall entscheiden musste.

-13-
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Der Klager war Angestellter eines privaten Sicherheitsdienstes, der UberwachungsmalRnahmen in
Spielhallen durchfiihrte. Sein Grundlohn wurde vom Arbeitgeber dem Lohnsteuerabzug unterworfen. Damit
der Klager bei der Durchfiihrung seiner Uberwachungsmafinahmen nicht auffiel, stellte sein Arbeitgeber ihm
sogenanntes ,Spielgeld* zur Verfiigung, das er an den Spielautomaten einsetzen konnte. Der Arbeitgeber
sah dies als steuerfrei an. Im Rahmen einer Lohnsteuer-AuRenprifung kam der Prifer allerdings zu dem
Ergebnis, dass die Spielgelder nicht steuerfrei seien. Der Bruttoarbeitslohn des Kléagers sei daher zu
erhbhen. Nach einer Kontrolimitteilung forderte das Finanzamt den Klager zur Abgabe von
Einkommensteuererklarungen fir die Streitjahre auf. Dessen Steuerberater verweigerte dies unter Hinweis
darauf, dass fur 2013 und 2014 eine Veranlagung gemafR § 46 Einkommensteuergesetz (EStG) nicht
durchgefuhrt werden dirfe. Dennoch erliel das Finanzamt Einkommensteuerbescheide fir die Streitjahre.

Die Klage vor dem FG gegen diese Bescheide war begriindet. Die Veranlagungen fur 2013 und 2014 waren
nicht durchzufihren. Bei Einkiinften aus nichtselbstandiger Tatigkeit kann eine Veranlagung nach dem
Gesetz nur vorgenommen werden, wenn der Lohnsteuerabzug fehlerhaft war. Das war hier aber nicht der
Fall, denn dazu hétte der Steuerabzug insgesamt unterblieben sein missen. Im Streitfall wurde jedoch ein
Steuerabzug vorgenommen - nur eben nicht in der richtigen Hohe. Da die Voraussetzungen einer
Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererkl&rung nicht vorliegen, ist auch die Aufforderung zur Abgabe
einer Steuererkldrung vergebens und das Finanzamt hat auch keine Befugnis zur Schéatzung. Das
Finanzamt hétte auch einen Lohnsteuernachforderungsbescheid gegeniber dem Arbeitgeber erlassen
kénnen. Einkommensteuerbescheide kdnnen nicht in Lohnsteuernachforderungsbescheide
umgedeutet werden.

Hinweis: Bei Ihnen soll eine Lohnsteuer-AuRenprifung stattfinden? Wir unterstiitzen Sie gern.

19.Werbungskosten:
Neues zur ersten Tatigkeitsstatte

Im Rahmen der Einkommensteuererklarung kann man die Kosten fir Fahrten zwischen Wohnung und
erster Tatigkeitsstatte je Entfernungskilometer geltend machen. Fiur andere berufliche Fahrten kénnen
die tatsachlich gefahrenen Kilometer und auch Verpflegungsmehraufwendungen angesetzt werden.
Entscheidend ist daher, wo die erste Téatigkeitsstatte ist. Im Streitfall waren Finanzamt und Klager
unterschiedlicher Ansicht, so dass das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) entscheiden musste.

Der Klager arbeitet als Mullwerker fir einen kommunalen Entsorgungsbetrieb. Er fahrt arbeitstaglich als
einer von zwei sogenannten Laufern neben dem Kraftfahrer auf dem Lkw mit, der die Mulltonnen der
Kunden entleert. Zwischen der Abfahrt von der Wohnung am Morgen und der Ruckkehr dorthin am
Nachmittag liegen immer mehr als acht Stunden. Die eigentliche Fahrzeit auf dem Miullfahrzeug betragt
dagegen stets weniger als acht Stunden (Abwesenheit vom  Betriebshof). In  seiner
Einkommensteuererklarung fur 2016 machte der Klager daher Verpflegungsmehraufwendungen aufgrund
einer Abwesenheit von mehr als acht Stunden an 225 Tagen geltend. Das Finanzamt sah allerdings die
Vor-aussetzungen einer Auswartstatigkeit nicht als erfillt an.
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Die Klage des Miillwerkers vor dem FG war erfolgreich. Der Betriebshof des Entsorgers ist nicht seine erste
Tatigkeitsstatte, wenn er dort nur die Ansage der Einsatzleitung abhort, Fahrzeugbeleuchtung und Blinker
kontrolliert und das Tourenbuch sowie Fahrzeugpapiere und -schliissel abholt. Auch begrinden léngere
Wartezeiten auf dem Betriebshof durch den Stau ausrtckender Millfahrzeuge und gelegentliche
Verrichtungen wie die Veranlassung von Reparaturen an Miullfahrzeugen sowie deren Reinigung und
Betankung keine erste Tatigkeitsstatte. Fir die Beriicksichtigung der Verpflegungsmehraufwendungen als
Werbungskosten ist daher die Dauer der Abwesenheit des Millwerkers von seiner Wohnung
entscheidend. Da diese regelmé&Rig mehr als acht Stunden betragt, sind die vom Klager beanspruchten
Verpflegungsmehraufwendungen zu beriicksichtigen.

Hinweis: Sie mdchten wissen, was Sie im Rahmen einer Auswartstatigkeit geltend machen kénnen? Wir
beraten Sie gern.

20.Arbeitsplatzsuche:
Bewerbungskosten sind steuerlich absetzbar

Wer eine neue Arbeitsstelle sucht, muss haufig nicht nur viel Zeit, sondern auch Geld investieren. Die gute
Nachricht ist, dass Bewerbungskosten steuerlich absetzbar sind. Alle Kosten, die bei der Suche nach
einem Arbeitsplatz entstehen (also dem kiinftigen Erwerb von Einkommen dienen), kénnen im Grunde als
Werbungskosten geltend gemacht werden.

Zu den abzugsfahigen Bewerbungskosten gehoren unter anderem Aufwendungen fir Bewerbungsfotos,
Fachliteratur, Bewerbungsseminare, Fahrten zu Vorstellungsgesprachen, notwendige Ubernachtungs- und
Verpflegungskosten, Briefumschléage, Briefmarken und Beglaubigungen. Werden Kosten vom (potentiellen)
Arbeitgeber erstattet, mindert diese Erstattung jedoch den Werbungskostenabzug des Bewerbers.

Hinweis: Bei Arbeitnehmern wirken sich Bewerbungskosten allerdings nur steuerlich aus, wenn sie
(zusammen mit anderen Werbungskosten) die derzeit geltende Werbungskostenpauschale von 1.200 €
Uberschreiten.

Bewerbungskosten sind unabh&angig davon absetzbar, ob die Aufwendungen wahrend eines noch
bestehenden Arbeitsverhaltnisses bzw. Studiums oder erst danach anfallen. Sofern der Bewerber im
Zeitpunkt der Bewerbung keine Einkiunfte erzielt, stellen die Bewerbungskosten bei ihm sogenannte
vorweggenommene Werbungskosten dar. Unerheblich fir den Abzug von Bewerbungskosten ist ferner,
ob die jeweilige Bewerbung letztlich zum Erfolg gefuhrt hat. Konnen die Kosten im Entstehungsjahr nicht mit
anderen positiven Einkinften verrechnet werden, dirfen sie vom Gesamtbetrag der Einkinfte des
vorangegangenen  Veranlagungszeitraums  abgezogen und  schlie3lich in  die folgenden
Veranlagungszeitrdume vorgetragen werden.

Hinweis: Bewerbungskosten missen dem Finanzamt grundsétzlich nachgewiesen werden. Sind die
Belege nicht mehr vorhanden, lassen sich aber gegebenenfalls auch Pauschalbetrage abziehen. Als
Orientierung dient hierbei ein Urteil des Finanzgerichts Koln (FG) aus dem Jahr 2004, wonach bei einer
Bewerbung mit einer Bewerbungsmappe pauschal 8,50 € und ohne Mappe 2,50 € abgesetzt werden
kénnen. In einem weiteren Fall hatte das FG nicht belegte Bewerbungskosten pauschal mit insgesamt
100 € anerkannt.
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21.Doppelte Haushaltsfihrung:
Sind Aufwendungen abziehbar, wenn ein Wohnsitz im Ausland ist?

Wenn man berufsbedingt einen zweiten Wohnsitz begriindet, kdnnen die Kosten unter Umstanden in der
Einkommensteuererklarung als Werbungskosten berticksichtigt werden. Das gilt nicht nur, wenn man beide
Wohnungen in Deutschland hat. So kann es auch sein, dass aus beruflichen Grinden ein Wohnsitz in
Deutschland begriindet wird, aber der Lebensmittelpunkt im Ausland liegt. Das Finanzgericht
Niedersachsen (FG) musste im Streitfall entscheiden, ob die Voraussetzungen einer doppelten
Haushaltsfuihrung vorlagen.

Die Klagerin wurde einzeln zur Einkommensteuer veranlagt und erzielte im Streitjahr in Deutschland
Einkiinfte aus nichtselbstandiger Tatigkeit. Sie wurde in Russland geboren und lebt dort mit inrem Ehemann
in einer vom Vater des Ehemanns unentgeltlich zur Verfligung gestellten Wohnung. Der Lebensmittelpunkt
der Klagerin befand sich unzweifelhaft im Ausland. Dennoch erkannte das Finanzamt die von ihr fir eine
doppelte Haushaltsfiilhrung in Deutschland geltend gemachten Kosten nicht an, da sich die Klagerin
finanziell nicht an den Kosten der Lebensfihrung in Russland beteiligt habe.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Unstreitig habe die Klagerin im Streitjahr
eine Wohnung in Russland gehabt und dort sei auch ihr Lebensmittelpunkt gewesen. Allerdings habe es
an der notwendigen finanziellen Beteiligung an den Kosten der Lebensfiihrung in Russland gefehlt. Eine
solche kdnne auch nicht unterstellt werden, nur weil die Klagerin verheiratet sei. Bei Inlandssachverhalten
gehe die Finanzverwaltung zwar grundsatzlich von einer finanziellen Beteiligung aus. Dies gelte aber nicht
fur Auslandssachverhalte. Nach Ansicht der Finanzrichter war es im Streitfall zulassig, den Nachweis der
finanziellen Beteiligung zu verlangen. Zu den Lebensfihrungskosten z&hlen beispielsweise Miete,
Nebenkosten, Aufwendungen fir Haushaltsgerate, Lebensmittel und Telekommunikation. Die finanzielle
Beteiligung darf nicht erkennbar unzureichend sein, sondern muss oberhalb einer Bagatellgrenze von
10 % der gesamten haushaltsbezogenen Lebensfihrungskosten liegen. Im Streitfall war die Beteiligung
allerdings unzureichend, so dass die geltend gemachten Kosten einer doppelten Haushaltsfihrung zu Recht
nicht berdcksichtigt wurden.
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22.Sonderausgaben mit Auslandsbezug:
Neue Aufteilungsmal3stabe fur Globalbeitrage veroffentlicht

Zahlt ein Steuerbirger im Ausland einen einheitlichen Sozialversicherungsbeitrag fur alle Zweige der
Sozialversicherung, spricht man von einem sogenannten Globalbeitrag. Um diesen Gesamtbeitrag auf die
hierzulande geltenden Tatbestdnde fir einen Sonderausgabenabzug aufteilen zu kdnnen, gibt das
Bundesfinanzministerium (BMF) alljahrlich staatenbezogene Aufteilungsmalistabe heraus.

Mit Schreiben vom 22.11.2022 hat das BMF die angepassten Prozentsatze fur die Lander Belgien, Irland,
Lettland, Malta, Norwegen, Portugal, Spanien und Zypern verdffentlicht, die fir den gesamten
Veranlagungszeitraum 2023 gelten. Der Globalbeitrag muss danach prozentual auf folgende Positionen
verteilt werden:

e Altersvorsorgebeitrage (8 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG)

e Basiskrankenversicherungsbeitrage und Pflegepflichtversicherungsbeitrédge ohne
Krankengeldanteil (§ 10 Abs. 1 Nr. 3 S. 1 Buchst. a und b EStG)

e sonstige Vorsorgeaufwendungen (8 10 Abs. 1 Nr. 3a EStG)

In dem BMF-Schreiben wird zudem landesbezogen der Arbeitgeberanteil ausgewiesen, der fiur die
Hochstbetragsberechnung nach § 10 Abs. 3 EStG heranzuziehen ist.

Hinweis: Das Schreiben enthdlt ein Praxisbeispiel, das die Anwendung der aktuellen
Aufteilungsmal3stabe veranschaulicht.

Das BMF weist zudem darauf hin, dass eine Aufteilung hinsichtlich der Altersvorsorgeaufwendungen auch
bei der Ausstellung von elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen 2023 und besonderen
Lohnsteuerbescheinigungen 2023 durch den Arbeitgeber vorgenommen werden muss.

Hinweis: Sofern Globalbeitrage an Sozialversicherungstrager in Landern aul3erhalb Europas geleistet
werden, muss eine einzelfallabhangige Aufteilung erfolgen. Dies gilt aufgrund des Brexit mittlerweile
auch fur das Vereinigte Konigreich.

HAUSBESITZER

23.Verkauf eines Tiny House:
Bei vorheriger Vermietung gilt zehnjahrige Spekulationsfrist

Auch in Deutschland sind sogenannte Tiny Houses (,winzige H&uschen*) auf dem Vormarsch. Diese
Héauser sind in der Regel nur so gro3 wie ein Einzimmerapartment und kosten den Bruchteil eines
Einfamilienhauses. Bei Bedarf kénnen diese Mobilheime auf ein Fahrgestell montiert, weggefahren und
woanders wieder aufgestellt werden.
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Aus steuerlicher Sicht war bislang fraglich, ob der Verkauf von Tiny Houses ein steuerpflichtiges privates
VerauRerungsgeschaft auslést, denn grundsatzlich gilt: Werden bebaute oder unbebaute
Grundstiicke oder grundstiicksgleiche Rechte des Privatvermbgens innerhalb der zehnjéahrigen
Spekulationsfrist  verauRert, muss der realisierte Wertzuwachs als Gewinn aus privaten
VerdulRerungsgeschéaften versteuert werden. Keine Versteuerung muss bei einer Verauf3erung binnen zehn
Jahren erfolgen, wenn die Immobilie zuvor selbstgenutzt wurde. Nach dem Einkommensteuergesetz muss
hierzu eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken entweder im kompletten Zeitraum zwischen
Anschaffung und VeréduRerung oder im Verdul3erungsjahr und den beiden vorangegangenen Jahren
vorgelegen haben.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass Tiny Houses zwar keine Immobilien im Sinne der
Regelungen zu privaten Verduf3erungsgeschéften sind, so dass die zehnjahrige Spekulationsfrist fur
Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte nicht gilt. Gleichwohl stufte der BFH die mobilen Hauser aber
als ,andere Wirtschaftsgiter” ein, so dass folgende Regelungen des Einkommensteuergesetzes greifen:

e Selbstbewohnte Tiny Houses: Wurden mit dem Tiny House zwischen Anschaffung und Verdul3erung
keinerlei Einkinfte erzielt, gilt eine Spekulationsfrist von nur einem Jahr. Erfolgt der Verkauf nach
mindestens einjahriger Haltedauer, muss der realisierte Wertzuwachs also nicht als privater
VerdulRerungsgewinn versteuert werden. Unter diese Fallgestaltung fallen klassischerweise Hauser, die
durchgehend selbst bewohnt worden sind.

e Vermietete Tiny Houses: Wurde das Tiny House in der Zeit zwischen Anschaffung und Verdul3erung -
wenn auch nur in einem Kalenderjahr - als Einkunftsquelle genutzt (d.h. vermietet), gilt eine verlangerte
Spekulationsfrist von zehn Jahren. In diesem Fall kann eine steuerfreie VerdulRerung wie bei
Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten also nur nach zehnjahriger Haltedauer erfolgen.

Der BFH stellte auch klar, dass Tiny Houses keine Gegensténde des taglichen Gebrauchs sind, die das
Gesetz komplett von der privaten Verdul3erungsbesteuerung ausnimmt.

Im zugrundeliegenden Fall hatte der Klager von einer Campingplatzbetreiberin ein relativ grof3es, aber
dennoch mobiles Holzhaus mit rund 60 Quadratmetern gekauft, dass er vermietete. Vier Jahre
spater verauRerte er das Mobilheim und erzielte dabei einen Gewinn. Das Finanzamt nahm sogleich ein
steuerpflichtiges Spekulationsgeschéft an und besteuerte den Gewinn.

Der Verkadufer setzte sich gerichtlich zur Wehr und argumentierte, dass das Mobilhaus nicht fest mit dem
Boden verbunden war und das Grundstiick selbst nicht verkauft wurde. Da es sich damit um keine echte
Immobilie gehandelt hétte, konnte seiner Meinung nach der private Verkauf auch nicht
einkommensteuerpflichtig sein. In erster Instanz vor dem Finanzgericht (FG) bekam er sogar recht. Sowohl
er als auch das FG hatten aber nicht bedacht, dass auch fir ,andere Wirtschaftsgtter* die zehnjahrige
Spekulationsfrist anzuwenden ist, sofern sie als Einkunftsquelle genutzt worden sind.
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24.Wohnungsuberlassung an Kinder:
Ohne Kindergeldanspruch liegt keine Selbstnutzung vor

Wenn Immobilien vor Ablauf der zehnjahrigen Spekulationsfrist verdul3ert werden, muss der realisierte
Wertzuwachs als Gewinn aus privaten Verauf3erungsgeschaften versteuert werden. Kein
Steuerzugriff erfolgt hingegen, wenn die Immobilie zuvor zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden ist. Die
Wohnung oder das Haus muss hierzu nicht zwingend der Hauptwohnsitz oder Lebensmittelpunkt gewesen
sein - auch eine selbstgenutzte Zweitwohnung kann steuerfrei veraufRert werden. Eine steuerfreistellend wir-
kende  Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt nach der héchstrichterlichen Rechtsprechung auch dann
vor, wenn die Immobile zuvor unentgeltlich an ein Kind tberlassen wurde, fir das ein Kindergeldan-
spruch besteht. Wird aber die Immobilie anderen Personen (z.B. fremden Dritten oder Kindern ohne Kinder-
geldanspruch) tberlassen, dann liegt keine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken vor, so dass kein steuerfreier
Immobilienverkauf innerhalb der Zehnjahresfrist gelingen kann.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem neuen Urteil noch einmal bekréaftigt, dass
nur Kinder mit Kindergeldanspruch eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken begriinden kdnnen. Im
Entscheidungsfall hatten die Eltern im Jahr 2010 eine Wohnung gekauft, in die zwei ihrer studierenden
S6hne eingezogen waren (unentgeltliche Uberlassung). Die Eltern verauRRerten die Wohnung im Jahr 2016
mit Gewinn, zweieinhalb Jahre zuvor hatten die Zwillingssdhne jedoch ihren 25. Geburtstag gefeiert, so dass
der Kindergeldanspruch fir sie erloschen war.

Das Finanzamt besteuerte den Gewinn aus dem Wohnungsverkauf als privaten Veréduf3erungsgewinn und
berief sich darauf, dass die Wohnung in den letzten zweieinhalb Jahren vor dem Verkauf nicht mehr an
kindergeldrechtlich anerkannte Kinder (berlassen worden war, so dass keine Nutzung zu eigenen
Wohnzwecken mehr vorgelegen hat. Die Eltern hielten dem entgegen, dass die gleichwohl bestehende
Unterhaltsverpflichtung gegentiber ihren Kindern dazu fihren misse, dass eine Selbstnutzung anzunehmen
sei. Der BFH folgte dieser Argumentation nicht und verwies darauf, dass bei der Wohnungsiuiberlassung an
Kinder ein bestehender Kindergeldanspruch notwendig ist, um eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken
begrinden zu kénnen.

25.Trotz Corona-Zutrittsverbots:
Gemeinde durfte ganzjahrig Zeitwohnungssteuer berechnen

In der ersten groRen Welle der Corona-Pandemie war die Nordseeinsel Sylt in der Zeit vom 03.04. bis
03.05.2020 vorubergehend abgeriegelt. Aufgrund der SARS-CoV-2-Bekampfungsverordnung der
schleswig-holsteinischen Landesregierung durften in dieser Zeit nur Sylter mit erstem Wohnsitz die Insel
betreten. Alle anderen mussten auf dem Festland bleiben - dies galt auch fiir Personen, die zwar ein Haus
oder eine Wohnung auf der Nordseeinsel hatten, dort aber nur mit zweitem Wohnsitz gemeldet waren. Die
Regelung galt in Schleswig-Holstein fiir alle Inseln und Halligen an Nord- und Ostsee.

Der Besitzer einer Zweitwohnung auf Sylt muss sich ungerecht behandelt gefuihlt haben, nachdem ihn die
Gemeinde Sylt fir das ganze Jahr 2020 zur Zweitwohnungssteuer herangezogen hatte. Er klagte vor dem
Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht und bekam zunachst recht. Doch die Inselverwaltung legte
Beschwerde ein und entschied den Rechtsstreit vor dem Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgericht
(OVG) nun fur sich. Nach einer vorlaufigen rechtlichen Bewertung erachtete das Gericht die Steuererhebung
fur das ganze Jahr 2020 (ungekirzt) auch dann fur rechtm&Rig, wenn zeitweise ein Zutrittsverbot far
Personen ohne Hauptwohnung bestand.
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Das OVG argumentierte, dass die Steuererhebung nur das ,Innehaben® einer Zweitwohnung voraussetzt
und damit nur an eine rechtlich gesicherte Nutzungsmaglichkeit der Wohnung ankntipft. Diese Moglichkeit
war durch das vorubergehend geltende Zutrittsverbot nicht entfallen, sondern nur voribergehend
eingeschrankt worden. Weiter erklarte das Gericht, dass es sich bei einer solchen pandemiebedingten
Einschrédnkung um einen atypischen Sachverhalt handelt, der bei der Auslegung des Begriffs ,Innehaben®
nicht zu beriicksichtigen ist.

Hinweis: Um zusatzliche Geldquellen anzuzapfen, erheben viele Kommunen seit Jahren eine
Zweitwohnungssteuer auf Nebenwohnungen. Ein willkommener Effekt ist, dass sich durch
Ummeldungen von Birgern, die die Zweitwohnungssteuer vermeiden wollen, hohere
Schlisselzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs erzielen lassen.

26.Gut zu wissen in der Energiekrise:
Steuerbonus gilt auch fur Einbau von Kamin- und Kachel6fen

Wer Handwerker fir Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmal3nahmen in seinem Privathaushalt
beauftragt, kann 20 % der Lohnkosten, maximal 1.200 € pro Jahr, von der eigenen Einkommensteuer
abziehen. Von diesem Steuerbonus werden auch die anfallenden Anfahrts-, Maschinen-, Entsorgungs- und
Verbrauchsmittelkosten erfasst, allerdings nicht die Kosten fiir das Material.

Im Zuge der Energiekrise ist der Einbau von Kamin- und Kachel6fen in Deutschland sprunghaft
angestiegen. Steuerzahler sollten wissen, dass auch die Kosten fir eine solche BaumalRnahme unter den
20%igen Steuerbonus fallen.

Hinweis: Auch die Kosten fur Schornsteinfegerleistungen sind als Handwerkerleistung abziehbar. Dies
gilt sowohl fir Kehr-, Reparatur- und Wartungsarbeiten als auch fir Mess- und Uberpriifungsarbeiten
sowie die Feuerstattenschau.

Da Materialkosten steuerlich nicht gefordert werden, sollten Steuerzahler bei einem Kamineinbau unbedingt
darauf bestehen, dass der Handwerker die verschiedenen Kostenarten in seiner Rechnung getrennt
voneinander ausweist. Das Einkommensteuergesetz fordert zudem, dass der Auftraggeber fir die
Handwerkerleistung eine Rechnung erhalten und den Rechnungsbetrag unbar gezahlt hat (z.B. per
Uberweisung). Barzahlung erkennt der Fiskus nicht an, weil der Steuerbonus die legale Beschaftigung
fordern soll.

Um den Steuerbonus zu erhalten, missen Rechnung und Zahlungsnachweis nicht von vornherein der
Einkommensteuererklarung beigelegt werden. Es geniigt, wenn zunéchst nur die Kosten abgerechnet und
die Nachweise auf explizite Nachfrage des Finanzamts nachgereicht werden.
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ALLE STEUERZAHLER

27.Ukraine-Krieg:

Erleichterungen fur Spendenabzug gelten auch 2023

Privatpersonen, Vereine und Unternehmen, die notleidende Menschen aus der Ukraine unterstitzen,
kénnen ihre Spenden unter erleichterten Voraussetzungen steuerlich absetzen. Das Bundesministerium der
Finanzen (BMF) hatte hierfir Anfang 2022 entsprechende Regelungen erlassen, die urspringlich nur bis
zum 31.12.2022 gelten sollten. Das BMF hat nun erklart, dass das Regelwerk auch fir 2023 anwendbar
bleibt. Danach gilt weiterhin:

Geldspenden: Wer Geld an notleidende Menschen aus der Ukraine spendet, benétigt fur die
Einkommensteuererklarung 2022 und 2023 lediglich einen vereinfachten Zuwendungsnachweis - und
zwar ohne Beschrankung des Betrags. Das heil3t: Selbst wer beispielsweise 5.000 € spendet, muss
lediglich einen Kontoauszug, einen Lastschriftbeleg oder einen Ausdruck aus dem Onlinebanking
aufbewahren. Die Spende muss jedoch auf ein Sonderkonto einer inlandischen steuerbeginstigten
Kdrperschaft eingezahlt werden, das fir diesen besonderen Zweck (Ukraine-Krise) extra eingerichtet
wurde.

Spendenaktionen: Steuerbeginstigte Korperschaften wie Sportvereine oder Musikvereine dirfen
finanzielle Mittel fir steuerbeginstigte Zwecke eigentlich nur verwenden, wenn sie diese Zwecke laut
ihrer Satzung férdern. Wollen sie aber von der Ukraine-Krise Betroffene finanziell unterstiitzen, dirfen sie
ausnahmsweise im Rahmen einer Sonderaktion zu Spenden aufrufen und diese dann unmittelbar
einsetzen, ohne ihre Satzung entsprechend &ndern zu missen. Sie haben allerdings die Bedurftigkeit der
unterstitzten Personen oder Einrichtungen selbst zu prifen und das Ganze zu dokumentieren.
Hilfsaktionen: Steuerbegunstigte Kdrperschaften dirfen ausnahmsweise auch vorhandene Mittel, die
nicht anderweitig gebunden sind, ohne Satzungsanderung fir die Unterstiitzung von Betroffenen
einsetzen. Das gilt auch fur die Uberlassung von Personal und Raumlichkeiten.

Arbeitslohnspende: Verzichten Arbeithehmer auf Teile ihres Lohns zugunsten einer Zahlung des
Arbeitsgebers auf ein Spendenkonto einer steuerbegunstigten Kérperschaft oder zugunsten eines durch
die Ukraine-Krise geschadigten Beschaftigten des Unternehmens, so werden diese Lohnteile steuerfrei
gestellt.

Zuwendungen aus dem Betriebsvermdgen: Wenn Unternehmer betroffene Personen unterstiitzen,
kénnen ihre Aufwendungen nach sogenannten Sponsoring-Regelungen zum Betriebsausgabenabzug
zugelassen sein. Hiernach ist ein Betriebsausgabenabzug auch erlaubt, wenn der Sponsor wirtschaftliche
Vorteile fur sein Unternehmen erstrebt, die in der Sicherung oder Erhéhung seines unternehmerischen
Ansehens liegen kdnnen. Diese wirtschaftlichen Vorteile sind unter anderem dadurch erreichbar, dass
der Sponsor offentlichkeitswirksam (z.B. durch Berichterstattung in Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen,
Internet) auf seine Leistungen aufmerksam macht.
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28.Pendeln zur Arbeit:
Taxifahrten durfen nur mit Entfernungspauschale abgerechnet werden

Arbeitnehmer konnen die Kosten fur ihre Wege zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte mit der
Entfernungspauschale von 0,30 € je Entfernungskilometer als Werbungskosten absetzen. Wer einen
langeren Weg zur Arbeit zuriicklegt, kann ab dem 21. Entfernungskilometer eine Pauschale von 0,35 € (fur
2021) bzw. 0,38 € (fur 2022 bis 2026) abziehen.

Hinweis: Ein Abzug der Pauschale ist unabhéngig davon mdglich, ob man seine Arbeitsstelle zu Ful3,
mit dem Fahrrad, mit dem eigenen Fahrzeug oder nur als Mitfahrer einer Fahrgemeinschaft aufsucht.

Fahrt ein Arbeitnehmer mit offentlichen Verkehrsmitteln zur Arbeit, darf er statt der Pauschale die
tatsédchlich entstandenen (Ticket-)Kosten als Werbungskosten abziehen. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat
allerdings kurzlich entschieden, dass ein Taxi kein offentliches Verkehrsmittel ist, so dass der
Werbungskostenabzug bei Taxifahrten auf die Hohe der Entfernungspauschale begrenzt bleibt. Geklagt
hatte ein Arbeithnehmer, der krankheitsbedingt nicht mehr selbst am Steuer sitzen konnte und deshalb auf ein
Taxi auswich.

Fur die Fahrten zur Arbeit entstanden ihm tatsachliche Kosten von 9.000 € innerhalb von zwei Jahren. Der
BFH gestand dem Mann jedoch nur einen Abzug der Entfernungspauschale zu und verwies darauf, dass der
Steuergesetzgeber lediglich eine Nutzung von o6ffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr - insbesondere
Bus und Bahn - beginstigen wollte und damit einem engen Verstandnis des Begriffs ,6ffentliche
Verkehrsmittel* gefolgt ist. Ein Arbeitnehmer, der die Wege zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte
mit einem Taxi zurlicklegt, darf also nicht die tatsachlich anfallenden Taxikosten absetzen.

29.Stipendium fur Masterstudium:
Werbungkosten missen um steuerfreie Leistungen gekurzt werden

Ein Studium oder eine Berufsausbildung strapaziert haufig nicht nur die grauen Zellen, sondern auch den
Geldbeutel. Nach dem Motto ,geteiltes Leid ist halbes Leid" liegt daher der Gedanke nahe, das Finanzamt
an den Kosten zu beteiligen. Dies ist in bestimmten Grenzen méglich: Wer nach einer abgeschlossenen
Berufsausbildung ein Studium oder eine weitere Berufsausbildung absolviert, kann die Kosten fiur diese
.-aufgesattelte” BildungsmalRnahme als Werbungskosten in seiner Einkommensteuererklarung absetzen.
Gleiches gilt fir Aufwendungen fir ein Zweitstudium nach abgeschlossenem Erststudium. Schliel3t sich nach
dem Bachelor ein Masterstudiengang an, ist fir den Master ein Werbungskostenabzug erlaubt, weil dann
steuerlich ein Zweitstudium vorliegt.
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Hinweis: Als Werbungskosten abziehbar sind insbesondere Reisekosten, Studien- und
Prifungsgebiihren sowie Kosten fur Arbeitsmittel, Fachliteratur und Fahrten zur Hochschule. Der Ansatz
als Werbungskosten hat den groRen Vorteil, dass sich die Kosten als steuerlicher Verlust in Folgejahre
vortragen lassen, so dass auch Studenten und Auszubildende profitieren, die wahrend ihrer Studienzeit
noch kein steuerpflichtiges Einkommen erzielen.

Erhalten Studenten fur ihr Zweitstudium ein Stipendium, sollten sie die neue Rechtsprechung des
Bundesfinanzhofs (BFH) kennen, nach der die bei einem Masterstudium anfallenden Werbungskosten um
steuerfreie Leistungen aus einem Stipendium gekirzt werden missen. Geklagt hatte eine frischgebackene
Juristin, die im Anschluss an ihre Zweite juristische Staatspriifung ein Masterstudium (LL.M.) an einer
Universitdt in den USA anschloss. Fir dieses Studium hatte sie ein Stipendium des Deutschen
Akademischen Austauschdienstes (DAAD) erhalten, der ihr monatliche Stipendienraten zum Bestreiten des
Lebensunterhalts in den USA zahlte. AuRerdem erstattete der DAAD ihr anteilig Studiengebiihren und
Reisekosten.

Die Masterstudentin machte ihre anfallenden Kosten als Werbungskosten geltend, ohne die
Stipendienleistungen davon abzuziehen. Der BFH setzte jedoch den Rotstift an und urteilte, dass der
Werbungskostenabzug - im Zeitpunkt der Erstattung durch das Stipendium - riickgdngig gemacht werden
muss. Dies gilt nach Auffassung des BFH auch fir die Stipendienleistungen des DAAD, da diese eine
hinreichend innere Verkniipfung mit der angestrebten zukinftigen Berufstatigkeit aufwiesen und damit der
Aufwand abgegolten wurde, den die Masterstudentin als Werbungskosten gelten gemacht hatte.

Hinweis: Da das Stipendium steuerfrei war, durfte es zwar nicht als steuerpflichtiger Arbeitslohn mit den
Werbungskosten verrechnet werden, steuertechnisch trat eine Minderung der Werbungskosten aber
gleichwohl dadurch ein, dass fur sie das Abzugsverbot fir Ausgaben griff, die unmittelbar mit
steuerfreien Einnahmen zusammenhingen.

30.Ruckwirkend gezahltes Kindergeld:
Sechsmonatsbeschrankung ist verfassungsgeman

Wenn Eltern Kindergeld fur vergangene Zeitradume beantragen, zahlt die Familienkasse rtckwirkend nur
fur die letzten sechs Monate vor Antragseingang. Diese seit 2019 geltende Beschrénkung soll verhindern,
dass Eltern fiir einen mehrjahrigen Zeitraum der Vergangenheit riickwirkend Kindergeld erhalten kénnen.

In einem neuen Beschluss hat der Bundesfinanzhof (BFH) diese Regelung nun als verfassungsgemar
eingestuft. Geklagt hatte eine Mutter, die riickwirkend fur zweieinhalb Jahre Kindergeld fur ihren volljahrigen
Sohn bei der Familienkasse beantragt hatte. Sie machte geltend, dass ihr Sohn nach Vollendung des
18. Lebensjahrs schliel3lich noch fir einen Beruf ausgebildet wurde und daher fir diesen Zeitraum
kindergeldrechtlich berticksichtigt werden misse. Die Kasse bestatigte zwar den Kindergeldanspruch, zahlte
aber nur fir die letzten sechs Monate vor Antragstellung. Der BFH bestatigte das Vorgehen der
Familienkasse und verwies darauf, dass der Gesetzgeber von Kindergeldberechtigten verlangen darf,
Kindergeld innerhalb von sechs Monaten nach Entstehung des Anspruchs zu beantragen.
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Hinweis: Stellt die Familienkasse die Kindergeldzahlung mit dem 18. Geburtstag ein, obwohl das Kind
noch in der Ausbildung ist, sollten die Eltern also nicht zu lange warten, um das Kindergeld fir die
Zeitraume der Berufsausbildung zu beantragen. Zum 01.01.2023 wurde das Kindergeld fur jedes Kind
auf 250 € pro Monat angehoben. Bisher lag es fir das erste und zweite Kind bei jeweils 219 €, fur das
dritte Kind bei 225 € und erst fur das vierte und jedes weitere Kind bei jeweils 250 €.

31.Internethandel:
eBay-Handler mit Hunderten Auktionen ist unternehmerisch tatig

Privatpersonen, die gelegentlich Waren des eigenen personlichen Gebrauchs auf Online-Marktplatzen wie
eBay verkaufen, bewegen sich damit meist noch im Rahmen einer sogenannten
privaten Vermdégensverwaltung, fur die sich das Finanzamt in der Regel nicht interessiert. Allerdings
mussen sie beachten, dass auch in dieser privaten Sphére eine Steuerpflicht der Gewinne eintreten kann,
wenn zwischen Kauf und Verkauf der jeweiligen Ware weniger als zw6lf Monate liegen. Denn in diesem
Fall kann ein Gewinn aus privaten VerdulRerungsgeschéaften vorliegen, fir den allerdings eine
Freigrenze von 600 € pro Jahr gilt. Sofern ein Anbieter seine Verkaufsaktivitdten nachhaltig und selbsténdig
betreibt und dabei mit Gewinnerzielungsabsicht handelt, ist er als Gewerbetreibender einzustufen, so
dass ihn diverse (steuer-)rechtliche Pflichten treffen und er sein Gewerbe anmelden muss. Seine erzielten
Gewinne unterliegen dann regelmafig der Einkommen-, Umsatz- und gegebenenfalls der Gewerbesteuer.
Fur eine gewerbliche Pragung der Verkaufstatigkeit spricht es beispielsweise auch, wenn der Anbieter im
Internet mit einem Logo oder einem speziellen Design auftritt oder gleiche Produkte mehrfach anbietet.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass ein Verk&ufer mit jahrlich mehreren Hundert
Auktionen auf eBay umsatzsteuerrechtlich eine steuerpflichtige unternehmerische Téatigkeit ausubt.
Geklagt hatte eine Frau, die bei Haushaltsauflésungen verschiedene Gegenstande erworben und Uber einen
Zeitraum von funf Jahren auf eBay versteigert hatte. Aus insgesamt 3.000 Versteigerungen hatte sie
Einnahmen von ca. 380.000 € erzielt. Der BFH erklarte, dass die Umsétze der Umsatzsteuer unterliegen, da
die Klagerin aufgrund der Vielzahl der Verkaufe nachhaltig tatig war. Der Umfang ihrer Verkaufstatigkeit
hatte zudem eine Betriebsorganisation erfordert. So hatte sie beispielsweise Verpackungsmaterial kaufen,
Waren verpacken, Porto zahlen und digitale Bilder der angebotenen Gegenstande anfertigen missen. Im
Ergebnis lag also eine intensive und langfristige Verkaufstatigkeit vor, die umsatzsteuerlich erfasst werden
musste.

Der BFH verwies die Sache gleichwohl zuriick an das vorinstanzliche Finanzgericht, da noch zu klaren war,
ob die Klagerin die sogenannte Differenzbesteuerung anwenden kann, so dass sich der
umsatzsteuerpflichtige Umsatz nicht nach dem erzielten Verkaufspreis bemisst, sondern nach dem Betrag,
um den der Verkaufspreis den Einkaufspreis fir den Gegenstand tbersteigt. Fehlende Aufzeichnungen tber
Einkaufe stehen der Differenzbesteuerung nach Auffassung des BFH nicht zwingend entgegen, so dass in
diesem Fall auch eine Schéatzung in Betracht gezogen werden muss. K&dme die Differenzbesteuerung zur
Anwendung, wirde sich die Steuerschuld der Klagerin erheblich mindern.

Hinweis: Internetverkdufer sollten nicht darauf vertrauen, dass ihre Verkaufsaktivitdten im Netz wegen

eines anonymen Nutzerkontos unentdeckt bleiben, denn die Finanzamter dirfen sich die benétigten
Anbieterinformationen mittlerweile von den Betreibern der Internetplattformen beschaffen.
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32.Nachzahlungszinsen in Altfallen:
Zinsen von 6 % pro Jahr durfen nicht im Billigkeitswege erlassen werden

Steuererstattungen und -nachzahlungen missen nach den Regelungen der Abgabenordnung verzinst
werden. Der Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des Steuerentstehungsjahres - fir den
Veranlagungszeitraum 2022 also am 01.04.2024. Ergeht ein Steuerbescheid mit Nachzahlungsbetrag erst
nach diesem Datum, muss der Steuerzahler dem Finanzamt neben dem Nachzahlungsbetrag also zusatzlich
Zinsen zahlen. Auf der anderen Seite werden auch Steuererstattungen verzinst. Steuerzahler erhalten also
Zinsen vom Finanzamt ausgezahlt, wenn eine Steuererstattung allzu spét erfolgt. Bislang lag der gesetzliche
Zinssatz fur Nachzahlungs- und Erstattungszinsen bei 6 % pro Jahr.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat im Jahr 2021 entschieden, dass die Hohe des Zinssatzes ab
dem Jahr 2014 verfassungswidrig ist. Fir die Verzinsungszeitraume 2019 und spater wurde dem
Steuergesetzgeber vom Gericht auferlegt, eine verfassungsgemalie Neuregelung zu schaffen. Nach der
mittlerweile erfolgten gesetzlichen Anpassung wurde der Zinssatz fir Nachzahlungs- und Erstattungszinsen
fir Verzinsungszeitrdume ab dem 01.01.2019 auf 0,15 % pro Monat (1,8 % pro Jahr) abgesenkt.
Der bisherige Zinssatz von 6% pro Jahr blieb nach der Rechtsprechung des BVerfG
far Verzinsungszeitraume bis zum 31.12.2018 aber weiter anwendbar.

In einem neuen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun entschieden, dass Steuerzahler die bis 2018
anfallenden Nachzahlungszinsen von 6 % pro Jahr nicht Uber einen
Antrag auf Erlass aus Billigkeitsgriinden herabsetzen kdnnen. Ein Erlass aus Billigkeitsgriinden kommt
nach der héchstrichterlichen Rechtsprechung nur in Betracht, wenn eine Steuer- oder Zinsfestsetzung
offensichtlich und eindeutig unrichtig ist. Der BFH verwies darauf, dass ein Erlass der Zinsen die
Regelungen des BVerfG unterlaufen wirde, wonach der alte Zinssatz bis einschlief3lich 2018 fortgelten darf.

Hinweis: Steuerzahler missen auch dann Nachzahlungszinsen zahlen, wenn die Zinsentstehung auf
eine schleppende bzw. verzdgerte Bearbeitung des Finanzamts zuriickzufihren ist. Der BFH betonte
erneut, dass es nicht auf den Grund fuir die verspatete Steuerfestsetzung ankommt.

33.Erbschaftsteuerzahlung:
Muss man Erbschaftsteuer zahlen, auch wenn vom Erbe nichts tbrig ist?

Wenn jemand stirbt und es kein oder kein giiltiges Testament gibt, werden die Erben nach dem Gesetz
bestimmt. Dabei werden die familidren Beziehungen bericksichtigt. Und so kann es sein, dass ein
Familienmitglied erbt, obwohl der Erblasser das vielleicht gar nicht wollte. Taucht spater noch ein Testament
auf, kann das Erbe auf die darin benannten Erben tbergehen. Diese miussen dann auch Erbschaftsteuer
zahlen. Aber was ist, wenn das Erbe bereits vollstandig ausgegeben wurde? Das Finanzgericht Disseldorf
(FG) musste dartber entscheiden, ob in einem solchen Fall trotzdem Erbschaftsteuer zu zahlen ist.
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Der Erblasser setzte am 27.01.2005 in einem handschriftlichen Testament seine Mutter I, B und den Klager
zu gleichen Teilen als Erben ein. Der Erblasser verstarb im August 2006. Daraufhin beantragten seine
Mutter | und seine Schwester C als gesetzliche Erben einen Erbschein. Da das Testament des Erblassers zu
dem Zeitpunkt nicht bekannt war, wurde der Erbschein erteilt. Nachdem das Testament auftauchte, folgte ein
langwieriger Zivilrechtsstreit, in dem B einen Erbschein tber ein Drittel des Erbes begehrte. Das Amtsgericht
ordnete im November 2014 die Sicherstellung des erteilten Erbscheins an, die im September 2016
rechtskraftig wurde. Im November 2016 wurde ein Erbschein erteilt, wonach I, B und der Kl&ager je ein Drittel
erbten. Ende 2018 setzte das Finanzamt Erbschaftsteuer gegeniiber dem Klager fest. Dieser erhob
Einspruch und beantragte eine Herabsetzung der Steuer auf 0 €, da | und C das Erbe vollsténdig verbraucht
hatten und er, der Klager, nichts aus dem Nachlass erhalten habe.

Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die Festsetzung der Erbschaftsteuer erfolgte zwar rechtmafiig, da der
Todestag fur die Ermittlung der Erbschaftsteuer maligeblich ist. Die Festsetzungsfrist der
Erbschaftsteuer war jedoch noch nicht abgelaufen, da diese erst mit Ablauf des Kalenderjahres der Kenntnis
des Erwerbs begann. Somit konnte noch Erbschaftsteuer gegeniber dem Klager festgesetzt werden.
Allerdings ist im  Streitfall der Hilfsantrag begrindet. Nach dem Gesetz konnen
Steuern niedriger festgesetzt werden, wenn die Erhebung der Steuer nach Lage des Einzelfalls unbillig
ware. Die Voraussetzungen hierflir waren im Streitfall gegeben. Der Klager ist aufgrund seines Erwerbs von
Todes wegen nicht bereichert worden, weil er keine Vermdgenswerte aus dem Nachlass erhalten hat. Daher
konnte die Steuer auf O € herabgesetzt werden.

Hinweis: Es gibt bei Ihnen Unstimmigkeiten in einem Erbstreit? Wir helfen Ihnen gern.

34.Ermessensentscheidungen:
Mussen Ermessensentscheidungen begrindet werden?

Auch die Verwaltung muss sich natirlich an das Gesetz und die Verwaltungsvorschriften halten. So kann
zum Beispiel ein Sachverhalt nicht einmal steuerpflichtig und einmal steuerfrei sein. Jedoch gibt es auch
Bereiche, in denen das Finanzamt gewisse Freiheiten hat und nach seinem Ermessen entscheiden kann.
Der Rahmen hierfir wird jedoch wiederum vorgegeben. Im Urteilsfall musste das Finanzgericht
Baden-Wiirttemberg (FG) dartber entscheiden, ob das Ermessen (und die Entscheidung dazu) begriindet
werden muss.

Die Klagerin ist ein Kreditinstitut. 2017 fihrte das Hauptzollamt aufgrund entsprechender
Vollstreckungsauftrage die Vollstreckung von Beitragsforderungen einer Krankenkasse (Glaubigerin) gegen
die A-GmbH (Schuldnerin) durch. In diesem Zusammenhang erzeugte das Hauptzollamt zwei Pfandungs-
und Einziehungsverfigungen uber das IT-Verfahren ,Elektronisches Vollstreckungssystem* (eVS). Diese
wurden der Klagerin zugestellt und enthielten jeweils das Verbot, an den Schuldner zu leisten oder bei einer
Verfigung Uber dessen Anspriiche mitzuwirken. Zudem war die Aufforderung enthalten, innerhalb von zwei
Wochen ab Zustellung der Verfigung eine Drittschuldnererklarung abzugeben und sich dabei zu vier gestell-
ten Fragen zu erklaren. Der Briefkopf wies jeweils den Namen und die Anschrift des Hauptzollamts, den
Namen des Bearbeiters, jedoch weder Unterschrift noch Dienstsiegel auf. Die Sache befindet sich im
zweiten Rechtsgang. Im Mittelpunkt steht nun die Frage, ob die Pfandungs- und Einziehungsverfigungen
wegen Ermessensfehlern rechtswidrig sind und sich die Klagerin hierauf berufen kann.
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Die Klage vor dem FG war jedoch nicht erfolgreich. Die Klagerin hat keinen Anspruch auf Feststellung der
Rechtswidrigkeit der beiden Verfiigungen. Sie sind mit der Zustellung an die Klagerin wirksam geworden
und geniigen den gesetzlichen Anforderungen. Die aufl3ere Form der tbermittelten Ausfertigung ist
entscheidend. Zwar entsprechen die angefochtenen Verfligungen mangels Unterschrift nicht den
Formerfordernissen. Hierbei handelt es sich jedoch um norminterpretierende Verwaltungsvorschriften,
die nach standiger héchstrichterlicher Rechtsprechung keine Bindungswirkung im gerichtlichen Verfahren
haben. Die Verfugungen waren hinreichend bestimmt. Die Entscheidung des Hauptzollamts uber die
ausgewahlte Vollstreckungsmafl3inahme ist ermessensgerecht.

Hinweis: Das Finanzamt hat seinen Ermessensspielraum zu Ihren Ungunsten genutzt? Wir beraten Sie
gerne.

35.Schenkungsteuer:
Wann muss eine Ubertragene Kapitallebensversicherung versteuert werden?

Wenn man zu Lebzeiten etwas an jemanden verschenkt, unterliegt dieser Vorgang der Schenkungsteuer.
Wie hoch diese ist, hangt unter anderem vom Wert der Ubertragung ab. Bei einer Geldschenkung ist dieser
einfach festzustellen. Bei Schenkung einer Versicherung kann dies schon schwieriger sein. Hier ist der Wert
anzusetzen, den die Versicherung zum Stichtag hatte. Aber wenn jetzt der Schenker noch einen
NieBbrauch an der Versicherung hat, stellt sich die Frage, ob dieser dann vom Wert des Erwerbs
abgezogen werden kann. Das Finanzgericht Miunster (FG) musste kirzlich hierliber entscheiden.

Die Mutter M des Klagers schloss als Versicherungsnehmerin eine jederzeit kindbare
Kapitallebensversicherung mit einer Laufzeit von 49 Jahren ab. Versicherte Person war der Kléger.
Die einmalige Beitragszahlung zu Beginn der Vertragslaufzeit wurde von M erbracht. Am Tag der Genehmi-
gung der Vertragsiibernahme durch den Versicherer (dbertrug M dem Klager den
Kapitallebensversicherungsvertrag unentgeltlich durch Vertragsibernahme. Der Versicherer stimmte dem
zu. M behielt sich aber ,den Niel3brauch an der Riickkaufsleistung” vor. Der Nie3brauch sollte bei Eintritt
des versicherten Ereignisses oder Erreichen des Ablaufdatums des Versicherungsvertrags enden. Zum
.Ruckkauf* waren sowohl M als auch der Klager berechtigt. Das Finanzamt unterwarf den vom Versicherer
fur den Bewertungsstichtag mitgeteilten Rickkaufswert ohne Berlcksichtigung des Niel3brauchs der
Schenkungsteuer. Der Nie3brauch sei nur aufschiebend bedingt auf einen tatsachlichen Rickkauf des
Vertrags vereinbart worden und daher vor Eintritt der Bedingung unbeachtlich.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war teilweise erfolgreich. Das Finanzamt habe zutreffend die
Ubertragung der Versicherungsnehmerstellung im Zeitpunkt der Zustimmung des Versicherers der
Schenkungsteuer unterworfen. Durch die Ubertragung habe der Klager die Versicherungsnehmerstellung
seiner Mutter unentgeltlich Ubernommen. Es seien damit unter anderem alle Anspriiche gegen den
Versicherer unentgeltlich auf ihn Ubergegangen. Entgegen der Ansicht des Klégers sei der Stichtag der
Zeitpunkt des Erwerbs gewesen. Jedoch habe das Finanzamt den zurtickbehaltenen Niel3brauch der M zu
Unrecht nicht erwerbsmindernd beriicksichtigt. Es handele sich um einen unbedingten Niel3brauch, der nicht
nur aufschiebend bedingt fur den Fall der Vertragskiindigung vereinbart worden sei. Der Niel3brauchswert
sei daher vom Erwerb abzuziehen. Hierbei sei aufgrund der zeitlich beschrankten Nutzung ein Vielfaches
des Jahreswerts anzusetzen. Auf den reduzierten Erwerb sei dann die Schenkungsteuer zu erheben.
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36.Inflationsausgleichsgesetz:
Kindergeld, Steuertarif und Grundfreibetrag verandern sich

Das Leben ist teurer geworden. Aufgrund von Inflation und steigenden Lebenshaltungskosten haben
Verbraucher am Monatsende immer weniger im Portemonnaie. Um gegenzusteuern, hat der
Steuergesetzgeber mit dem Inflationsausgleichsgesetz fir 2023 - und auch bereits fir 2024 - an etlichen
Stellschrauben gedreht:

e Grundfreibetrag: Zum 01.01.2023 wurde der steuerfreie Grundfreibetrag um 561 € auf 10.908 €
angehoben. Fir das Jahr 2024 erfolgt eine weitere Anhebung um 696 € auf 11.604 €. Zum Hintergrund:
Steuerzahlern muss nach der Begleichung ihrer Einkommensteuerschulden ein finanzieller Spielraum
verbleiben, mit dem sie ihren notwendigen Lebensunterhalt decken kénnen. Dieses
verfassungsrechtliche Gebot wird dber die steuerlichen Grundfreibetrdge umgesetzt, die das
Existenzminimum steuerfrei stellen sollen.

o Einkommensteuertarif: Ebenfalls angepasst werden die sogenannten Tarifeckwerte des
Einkommensteuertarifs. Entsprechend der zu erwartenden Inflation werden diese ,nhach rechts”
verschoben, so dass der Spitzensteuersatz von 42 % fur das Jahr 2023 erst ab einem zu versteuernden
Einkommen von 62.810 € statt bisher ab 58.597 € greifen wird. 2024 wird der Spitzensteuersatz dann
erst ab 66.761 € einsetzen. Der Steuersatz von 45 % - die sogenannte Reichensteuer - soll unverandert
ab einem zu versteuernden Einkommen von 277.826 € gelten.

o Kindergeld und Kinderfreibetrag: Das Kindergeld wurde ab dem 01.01.2023 fir jedes Kind auf 250 €
angehoben. Bisher lag das Kindergeld fur das erste und zweite Kind bei jeweils 219 €, fir das dritte Kind
bei 225 € und erst fir das vierte und jedes weitere Kind bei jeweils 250 €. Der Kinderfreibetrag steigt fur
2023 zudem von 2.810 € auf 3.012 € pro Elternteil und im Jahr 2024 weiter auf 3.192 € pro Elternteil.
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STEUERTERMINE

Februar 2023 Marz 2023 April 2023

10.02. (*15.02.) 10.03. (*15.03.) 11.04. (*14.04.)
Umsatzsteuer Umsatzsteuer Umsatzsteuer
(Monatszahler) (Monatszahler) (Monats-/Quartalszahler)
zzgl. 1/11 der Vorjahressteuer bei

Dauerfristverlangerung

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler) (Monatszahler) (Monats-/Quartalszahler)

Einkommensteuer mit SolZ u. KiSt
(Vorauszahlung)

Korperschaftsteuer mit SolZ
(Vorauszahlung)

15.02. (*20.02.)

Gewerbesteuer

Grundsteuer

24.02. 29.03. 26.04.
Sozialversicherungsbeitrage Sozialversicherungsbeitrage Sozialversicherungsbeitréage

*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht fir Bar- und Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck erst drei Tage nach
dessen Eingang bewirkt.

Alle Beitrage sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung kann trotz sorgfaltiger Bearbeitung nicht
Gibernommen werden. Zu den behandelten Themen wird gerne weitere Auskuntft erteilt.

-29 -



	UNTERNEHMER
	1. BMF: Aufteilung der Vorsteuerbeträge bei gemischten Umsätzen
	2. Gastronomie: Anwendung des ermäßigten Steuersatzes bis 31.12.2023 verlängert
	3. Neues vom EuGH: Direktanspruch in der Umsatzsteuer und Verzugszinsen
	4. Liquidation: EuGH urteilt zur Vorsteuerberichtigung
	5. EuGH: Welche Kriterien muss ein Vertrag erfüllen, damit er als Rechnung gelten kann?
	6. Neues vom BMF: Vorsteuerberichtigung bei Vorsteuersaldierung
	7. Vorsteuervergütungsverfahren: Verzeichnisse der Drittstaaten aktualisiert
	8. Kirchensteuer: Erstattungsüberhang muss immer versteuert werden
	9. Aktualisierte Vordruckmuster: Nachweis der Eintragung als Steuerpflichtiger
	10. Entwurf eines BMF-Schreibens: Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand
	11. Taxischein: Ortskundeprüfung kann umsatzsteuerfrei durchgeführt werden
	12. Firmenwagen: Muss für jeden Firmenwagen eine private Nutzung versteuert werden?
	13. Gewerbesteuerzerlegung: Wie wird die Gewerbesteuer verteilt?

	ÄRZTE UND HEILBERUFE
	14. Erwerbscharakter überwiegt: Kind in Facharztausbildung löst keinen Kindergeldanspruch aus

	ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER
	15. Anhebung des Werbungskosten-Pauschbetrags: Wie können Sie als Arbeitnehmer profitieren?
	16. Werbung für Arbeitgeber: Arbeitnehmer erzielen lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn
	17. Dienstwagen: Selbstgezahlte Sonderausstattung mindert den Nutzungsvorteil
	18. Lohnsteuernachforderung: Kann zu wenig einbehaltene Lohnsteuer beim Arbeitnehmer abgezogen werden?
	19. Werbungskosten: Neues zur ersten Tätigkeitsstätte
	20. Arbeitsplatzsuche: Bewerbungskosten sind steuerlich absetzbar
	21. Doppelte Haushaltsführung:Sind Aufwendungen abziehbar, wenn ein Wohnsitz im Ausland ist?
	22. Sonderausgaben mit Auslandsbezug: Neue Aufteilungsmaßstäbe für Globalbeiträge veröffentlicht

	HAUSBESITZER
	23. Verkauf eines Tiny House: Bei vorheriger Vermietung gilt zehnjährige Spekulationsfrist
	24. Wohnungsüberlassung an Kinder: Ohne Kindergeldanspruch liegt keine Selbstnutzung vor
	25. Trotz Corona-Zutrittsverbots: Gemeinde durfte ganzjährig Zeitwohnungssteuer berechnen
	26. Gut zu wissen in der Energiekrise: Steuerbonus gilt auch für Einbau von Kamin- und Kachelöfen

	ALLE STEUERZAHLER
	27. Ukraine-Krieg: Erleichterungen für Spendenabzug gelten auch 2023
	28. Pendeln zur Arbeit: Taxifahrten dürfen nur mit Entfernungspauschale abgerechnet werden
	29. Stipendium für Masterstudium: Werbungkosten müssen um steuerfreie Leistungen gekürzt werden
	30. Rückwirkend gezahltes Kindergeld: Sechsmonatsbeschränkung ist verfassungsgemäß
	31. Internethandel: eBay-Händler mit Hunderten Auktionen ist unternehmerisch tätig
	32. Nachzahlungszinsen in Altfällen: Zinsen von 6 % pro Jahr dürfen nicht im Billigkeitswege erlassen werden
	33. Erbschaftsteuerzahlung: Muss man Erbschaftsteuer zahlen, auch wenn vom Erbe nichts übrig ist?
	34. Ermessensentscheidungen: Müssen Ermessensentscheidungen begründet werden?
	35. Schenkungsteuer: Wann muss eine übertragene Kapitallebensversicherung versteuert werden?
	36. Inflationsausgleichsgesetz: Kindergeld, Steuertarif und Grundfreibetrag verändern sich

	STEUERTERMINE

